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VIELFALT IST EINE CHANCE 

Migration ist keine Illusion, keine Verschwörung und keine 
Katastrophe. Sie ist ein Fakt. In den nächsten Jahren werden 
weltweit fast eine halbe Milliarde Menschen unterwegs sein 
zu einem neuen Leben. Es wäre ein Irrtum anzunehmen, Wan-
derungen seien etwas Ungewöhnliches oder nur exzeptionelle 
Störfälle der Geschichte. Sie sind selbst der Stoff der Geschich-
te und einer ihrer mächtigsten Motoren. Der Schriftsteller Ru-
dyard Kipling brachte es einmal so auf den Punkt: Alles in allem 
gibt es nur zwei Arten von Menschen auf der Welt. Solche, die zu 
Hause bleiben; und solche, die es nicht tun. Seit Jahrhunderten 
ist Deutschland von Migration geprägt und erst seit der Zeit 
nach dem zweiten Weltkrieg wandern mehr Menschen nach 
Deutschland ein als aus. Auch heute noch verlassen jedes Jahr 
über hunderttausend Deutsche das Land, um ihr Glück in der 
Ferne zu suchen und anderswo ein neues Leben zu beginnen. 
Diese Menschen bringen den Mut auf, selbstsicher und offen 
auf das Neue zuzugehen. Als aufnehmende Gesellschaft soll-
ten auch wir den Mut au�ringen, Menschen aufrichtig will-
kommen zu heißen, die den Weg hierher gefunden haben. Wir 
brauchen den Austausch von Ideen, Werten und Perspektiven. 
Es ist unerlässlich, von staatlicher Seite Rahmenbedingungen 
zu schaffen, die den Austausch fördern und die politische Teil-
habe von Migrant*innen stärken. Viele Regionen in Deutsch-
land haben dies schon länger erkannt und damit begonnen, 
die hierfür notwendigen Schritte zu unternehmen. Wie sieht es 
aber in Sachsen aus?

Die Zahl der in Sachsen lebenden Menschen mit Migrations-
hintergrund ist in den vergangenen Jahren deutlich angestie-
gen. Nach der aktuellen Statistik wuchs die Bevölkerung mit 
einem Migrationshintergrund im engeren Sinne von 165 000
bei der erstmaligen Erhebung offzieller Zahlen in Sachsen im
Jahre 2011 auf 291.000 Menschen im Jahre 2017 an. Ihr Anteil 
an der Gesamtbevölkerung betrug damit 7,2 Prozentzeichen. Im Ver-
gleich zum bundesdeutschen Durchschnitt von 23,6% ist dies 
noch immer ein sehr niedriger Wert. Trotzdem zeigen sich in 
vielen Bereichen erhebliche Defizite: Diskriminierung, Aus-
grenzung, keine Chancengleichheit, eine höhere Armutsge-
fährdung bei Migrant*innen, Probleme bei der Arbeits- und 
Ausbildungsplatzsuche, kaum Chancengleichheit in der Bil-
dung,  mangelnde Öffnung für die Belange und Lebenslagen
von Migrant*innen in manchen Behörden und eine mitunter 
mangelnde Sensibilität bei der Mehrheitsbevölkerung sind nur 
einige Beispiele dafür.

Dass gesellschaftliche Veränderung nicht einfach ist und das 
Zusammentreffen mit Ungewohntem Ängste hervorruft, ist 
verständlich. Einwanderungsgesellschaften zeichnen sich ne-
ben vielen positiven Aspekten auch durch ein erhöhtes Kon-
fliktpotenzial aus. Diese Konflikte erfordern neue Analysen von 
Migration, Zugehörigkeit und Rassismus, um Antworten dar-
auf geben zu können, wie Gesellschaft gestaltet werden kann. 
Auf der einen Seite dürfen wir nicht in die Falle vereinfachter 
Antwortmuster stolpern und alle zentralen Herausforderun-
gen auf Migrationsfragen reduzieren und auf der anderen Seite  
brauchen wir - um dauerhaft friedlich zusammenleben zu kön-
nen - Toleranz, Neugier und Offenheit gegenüber dem Neuen. 
Wir dürfen auch nicht vergessen, dass die Spannungen und 
Konflikte - anders als viele Menschen annehmen - auch und
vor allem die Folge von gelingender Integration sind!  Nur wer
in einer Gesellschaft angekommen ist, entwickelt mit der Zeit 
Erwartungen an die Zugehörigkeit. Mit fortschreitender Zeit 

und Integration steigt somit auch der Anspruch an Teilhabe. 
Ein respektvolles, soziales Miteinander in unserem Land kann
aber erst beginnen, wenn wir die Tatsache akzeptieren, dass 
Deutschland ein Ein- und ein Auswanderungsland ist, wenn 
wir die scheinbaren „fremden Parallelwelten“ selber betreten 
und und uns diese Welten zu eigen machen. Wir brauchen mehr
Diversitätsbewusstsein!

Ausländer, raus aus dem Wortschatz!
Manfred Hinrich

Zurecht hat sich in der Sozialforschung und auch teilweise im 
politischen Integrationsdiskurs ein Perspektivwechsel vollzo-
gen, in dem Migration und kulturelle Vielfalt endlich als Chan-
ce und Bereicherung für die Gesellschaft definiert werden. Dies 
bedeutet aber auch, nicht nur über „die Migrant*innen", und 
auch nicht nur mit „ihnen“ zu sprechen, sondern Menschen 
mit Migrationsgeschichte selber sprechen zu lassen. Es muss 
ein direkter Austausch stattfinden – im Landtag und Stadtrat, 
in der Gesellschaft.

Mit dem Forderungskatalog leisten wir als landespolitische In-
teressenvertretung der diversen migrantischen Communities 
in Sachsen einen Beitrag zu diesem Austausch. Wir wollen uns 
für ein tiefer gehendes Verständnis und die erfolgreiche Bewäl-
tigung von Konflikten einsetzen. Wir wollen die Hand reichen, 
vermitteln und moderieren, ohne in vereinfachende Erklärung-
en und Zuschreibungen zu verfallen. Der Forderungskatalog 
ist ein Wunsch und Bemühen, unsere Gesellschaft mitzuge-
stalten. Wir wollen verhindern, dass Menschen gegeneinander 
ausgespielt werden. Nur wenn wir den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt durch Inklusion stärken, wenn die Grundbedürf-
nisse aller Mitglieder der Gesellschaft gestillt werden und alle 
politisch teilhaben können, wird Sachsen als Leuchtturm den 
Weg in eine neue Zeit weisen. 

Der Forderungskatalog ist dabei nicht das Ende des Prozes-
ses, sondern erst ein Anfang. Er ist entstanden als Gemein-
schaftsprojekt vieler Mitwirkender und bildet den Startpunkt
für weitere Analysen und Ausdifferenzierung der verschiede-
nen Handlungsfelder. Noch gibt es viel Gesprächsbedarf, um 
die bisherigen blinden Punkte auszuleuchten und umfassende-
re Lösungsvorschläge auszuarbeiten. Wir danken aber schon 
jetzt allen Beteiligten für ihre Energie, ihr Wissen und ihre tat-
kräftige Unterstützung bei der Formulierung des vorliegenden 
Kataloges und freuen uns, diesen Weg des konstruktiven Dia-
logs weiterzugehen.

Kanwal Sethi

Autor und Regisseur, Vorsitzender Migrantenbeirat der Stadt Leipzig,
Vorstand Dachverband sächsischer Migrantenorganisationen e.V.

 

Kanwal Sethi
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1   Religionsfreiheit und Akzeptanz
     religiöser Vielfalt

Grundlegend für die Religionsausübung in Deutschland ist 
das Prinzip der Religionsfreiheit (Artikel 4, Grundgesetz).

1. Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die  
 Freiheit des religiösen und weltanschaulichen 
 Bekenntnisses sind unverletzlich.

2. Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet.
 

Diese Freiheit ist in 3 Dimensionen gegliedert

• Jede/r hat das Recht zu glauben, was er oder sie will 
(Glaubensfreiheit).

• Jede/r hat das Recht, diesen Glauben zu äußern und 
mitzuteilen – einschließlich Mission zur Religion 
(Bekenntnisfreiheit).

• Jede/r hat das Recht, sich diesem Glauben gemäß zu 
verhalten (Religionsausübungsfreiheit).

 
 
In Sachsen, wie in allen ostdeutschen Bundesländern, bilden 
konfessionsfreie Menschen die Mehrheit1. Im Jahre 2011 be-
trug der Anteil sächsischer Bürger*innen ohne Religionszu -
gehörigkeit 75% (Katholiken 4%, Protestanten 21%, 
Muslime 0%, keine Daten bzgl. Bürger*innen jüdischen Glau-
bens, knapp 100.000 bundesweit). Nach dem Neuankommen 
Geflüchteter in den letzten Jahren, leben nun rund 50.000 
Musliminnen und Muslime (Schätzung Demokratie-Zentrum 
Sachsen, Interview mit Erik Alm am 24.05.2018) in Sachsen.

 1  Dies ist sehr stark auf die repressive Religionspolitik der DDR zurückzuführen. Fühlten sich im Jahr 1949 noch 90 % der Bevölkerung  
 in Ostdeutschland einer Religionsgemeinschaft zugehörig, so war dieser Anteil im Jahr 1989 auf fast 30 % gesunken. S. 374 Pollack, Detlef (2014):  
 Kirche in der Organisationsgesellschaft: Zum Wandel der evangelischen Kirchen in der DDR. Stuttgart.
2  Bertelsmann Stiftung - Gert Pickel (2019). Religionsmonitor. Weltanschauliche Vielfalt und Demokratie - Wie sich religiöse Pluralität auf die  
 politische Kultur auswirkt. Bertelsmann Stiftung 
 https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/Religionsmonitor_Vielfalt_und_Demokratie_7_2019.pdf
3   Regina Arant, Georgi Dragolov, Björn Gernig, Klaus Boehnke (2019) Zusammenhalt in Vielfalt: Das Vielfaltsbarometer 2019 der Robert Bosch Stiftung https:// 
 www.bosch-stiftung.de/de/publikation/zusammenhalt-vielfalt-das-vielfaltsbarometer-2019
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1.1   Religionsfreiheit einschließlich Religionsausübungsfreiheit
        für alle Menschen jedweder Religionszugehörigkeit

Was ist

Antimuslimischer Rassismus und Mangel an Akzeptanz
von Religion
Aktuelle Studien belegen einen weitverbreiteten Mangel an
Akzeptanz religiöser Vielfalt mit steigenden Ressentiments
und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit/Rassismus
gegenüber Menschen muslimischen Glaubens:
• Der Religionsmonitor der Robert-Bosch-Stiftung zeigt, 

dass jeder zweite Befragte den Islam als Bedrohung 
wahrnimmt mit großen Unterschieden zwischen Ost-und 
Westdeutschland (der Erhebung zufolge wollen 30% im 
Osten und 16% im Westen keine Muslime als Nachbarn).2

• Das aktuelle Vielfaltsbarometer der Robert-Bosch-Stif-
tung belegt eine niedrige Akzeptanz religiöser Vielfalt 
und die sächsischen Befragten akzeptierten diese im 
Bundesvergleich nach Thüringen und Sachsen-Anhalt 
am wenigsten.3

 
Das Bewusstsein für religiöse Vielfalt in Theorie und Lebens-
alltag in Sachsen kann als gering bezeichnet werden. Eine 
gefühlte Bedrohung wird vielfach medial verstärkt. Eini-
ge sächsische Kommunen haben begonnen mit Vertretern 
nicht-christlicher Religionen zusammenzuarbeiten. Konsul-
tationsworkshops und Diskussionsforen mit Geflüchteten 
in Kommunen in Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen zeig-
ten, „dass Musliminnen und Muslime aufgrund ihres Muslim-
seins in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens Diskri-

4minierung erleben und ihre Teilhabe verhindert wird (S.41) “.

Unsicherheit und wenig Erfahrung der sächsischen Kom-
munen im Umgang mit religiöser Vielfalt
Die “Verwaltungen in den ländlichen Kommunen in Sachsen,
Sachsen-Anhalt und Thüringen stehen bei der Bearbeitung
dieses Themenfeldes am Anfang. Es gibt wenig Wissen und 
Erfahrung darüber, teilweise besteht auch große Unsicher-
heit, weil das Thema gesellschaftlich und öffentlich sehr 
überhitzt diskutiert wird“ (S.7)5. Die Anmietung von Gebets-
räumen erweist sich als schwierig.

Teil der Landesgesetzgebung unvereinbar mit
Religionsfreiheit aller
Bestattungen nach islamischer Tradition sind nicht vereinbar
mit dem Bestattungsgesetz des Freistaates. In Sachsen be-
steht Sargpflicht, welche mittlerweile in ihrer Ausnahmslo -
sigkeit in allen Bundesländern abgeschafft wurde – Ausnah-
men sind neben Sachsen nur Bayern und Sachsen-Anhalt.

Was soll

Der DSM fordert, alle Religionen gleichwertig und gleichberech-
tigt zu behandeln. Die Pflichten sächsischer Kommunen sind: 

• Aufstellung von Bebauungsplänen und Erteilung von 
Baugenehmigungen als Baurechtsbehörde z. B. in Bezug 
auf die Einrichtung von Gebetsräumen oder den Bau von  
Moscheen. Dabei muss die Kommunalverwaltung sich 
an die baurechtlichen Vorgaben halten. Ein Satz wie  
„In meiner Stadt ist kein Platz für eine Moschee“ wider-
spricht geltendem Recht.

• Die Bestattungsbehörde bearbeitet im Rahmen des Lan-
desbestattungsrechtes Anfragen nach einem muslimi-
schen Gräberfeld. 

• Im Rahmen der Schulträgerschaft ist die Verwaltung 
in der Kommune für die sächliche Ausstattung der  
Schule zuständig; dies schließt das Schulessen (auch für  
muslimische Schülerinnen und Schüler) mit ein.6

Der DSM fordert die Entwicklung 
• von Handlungsempfehlungen an sächsische Kommu-

nen, wie religiöse Vielfalt grundgesetzkonform umgesetzt 
werden kann, einschließlich Praktiken zur Bestattung, 
Schulspeisung und in der Gesellschaft sichtbarer Gebets-
räume. Dies soll unter der Mitarbeit der Vertreter*innen 
der religiösen Vereinigungen des Freistaates geschehen. 

• innovativer Konzepte, wie Gebetsräume religiöser  
Gemeinschaften, die keine Kirchensteuer erheben (kön -
nen), finanziert werden können.

4  Perabo, Timon (2018). Musliminnen und Muslime in ländlichen Räumen in Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen. 
 Wie kann Verwaltung neue Aufgaben gut meistern? Friedrich Ebert Stiftung, Berlin http://library.fes.de/pdf-files/dialog/14716.pdf
5 ibidem
6 ibidem
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1.2   Religionsunterricht aller Weltreligionen an allgemeinbildenden Schulen:
    Einrichtung eines interreligiösen Tisches 

Was soll

Der DSM fordert die Gleichbehandlung aller Religionen auch 
bezüglich des schulischen Religionsunterrichts. 

Konkret bedeutet das 
• die sachsenweite Ausweitung des Angebots jüdischen  

Religionsunterrichts. 

• die Einberufung eines interreligiösen Tisches im  
Sächsischen Ministerium für Kultus, das Aufgabenspek -
trum „religiöses Miteinander und Akzeptanz“ zu fördern,
bekenntnisorientierten Religionsunterricht in allen Religio-
nen oder konfessionsübergreifenden Religionsunterricht
für interessierte Schüler*innen in Sachsen einzuführen, 
die Lernziele „Entwicklung interreligiöser Akzeptanz“ zum 
Abbau von konfessionsbezogener Religionsfeindlichkeit 
nachhaltiger in sächsischen Rahmenlehrplänen zu ver-
ankern und innovative Brücken zum Ethikunterricht zu 
schaffen. Am interreligiösen Tisch sollen Vertreter*innen, 
Religionswissenschaftler*innen und Religionspädagog*in-
nen aller Weltreligionen vertreten sein.

 7 MDR (2019). Kirchen in Sachsen testen „konfessionell-kooperativen“ Religionsunterricht. https://www.mdr.de/sachsen/sachsen-religionsunterricht-100.html
8   Mediendienst Integration (2018). Religion an Schulen - Islamischer Religionsunterricht in Deutschland. Berlin. 
 https://mediendienst-integration.de/fileadmin/Dateien/MDI_Informationspapier_islamischer_Religionsunterricht_April_2018.pdf
9   MDR (2019). Sachsen führt Jüdische Religion als neues Fach ein.https://www.mdr.de/religion/juedischer-religionsunterricht-in-sachsen-100.html

Was ist

Schulischer Religionsunterricht findet in einem vom Staat kon -
trollierten Raum statt und unterstützt die moderate Auslegung
von Religion. Dies bedeutet auch, dass alle Eltern das Recht ha-
ben, in den Religionsunterricht hineinzuschauen und mit Leh -
rer*innen zu reden.

Etablierter evangelischer und katholischer Religions-
unterricht und neues kooperatives Schulfach
In Sachsen wurde der evangelische und katholische Re-
ligionsunterricht als ordentliches Schulfach vor 25 Jah-
ren eingeführt.  Zirka 25% der Schüler*innen in öffentli-
chen und freien Schulen besuchen den Religionsunterricht 
(rund 82.000 Schüler*innen evangelischen Religionsun-
terricht und 7.500  katholischen Religionsunterricht). Ab 
2021 wird der konfessionell-kooperative Unterricht an  
Modellschulen an drei bis vier Standorten getestet. Der Unter -
richtsstoff wird gemeinsam verantwortet, aber auch Unter-
schiede zwischen evangelischem und katholischem Glauben 
werden besprochen. Möglicherweise werden sich katholische 
und evangelische Lehrkräfte Schuljahresweise abwechseln.7

Islamischer Religionsunterricht wird in den meisten ande-
ren Bundesländern bereits angeboten
Die meisten Bundesländer bieten diesen mittlerweile als regu-
läres Unterrichtsfach oder an Modellschulen an.

Bekenntnisorientierter 
Religionsunterricht durch 
muslimische Verbände

Hessen, Niedersachsen, 
Berlin

Modellversuche mit Beteili-
gung muslimischer Verbän-
de oder Gemeinden

Nordrhein-Westfalen, 
Baden-Württemberg, 
Rheinland-Pfalz, Saarland

Islamkunde in staatlicher 
Verantwortung

Bayern, Schleswig-Holstein

Konfessionsübergreifender 
Religionsunterricht für alle

Hamburg, Bremen8

Islamischen Religionsunterricht gibt es in sächsischen Schulen 
bisher nicht.

Jüdischer Religionsunterricht an drei sächsischen Grund-
schulen 
Jüdischen Religionsunterricht wird es ab dem Schuljahr 
2019/2020 als neues Fach an 3 sächsischen Grundschulen 
in Chemnitz, Dresden und Leipzig geben. Ministerpäsident
Kretschmar hatte sich nach einem Treffen mit den Vorsitzen-
den der jüdischen Gemeinden im vergangenen Jahr persönlich
für ein Fach Jüdische Religion eingesetzt und erklärt: „Wir wis-
sen, dass die Zahl der Schüler am Anfang klein sein wird. Trotz-
dem wollen wir den Unterricht ermöglichen, weil das ein ganz 
wichtiger Beitrag ist, Religion und Kultur zu vermitteln.” 9 
Ein Mindestschülerzahl soll es nicht geben.
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2   Vielfaltsbewusste Öffnung und Diversity-Prozesse zum Abbau 
     von Diskriminierung und Rassismus

Unter Diskriminierung versteht der DSM sowohl individuelle als auch strukturelle 
Diskriminierung. Unter Rassismus wird sowohl ethnisierender als auch religionsbezogener 
(antisemitischer und antimuslimischer) Rassismus verstanden. Diversity und Vielfaltskompe-
tenz sind zentral für den Abbau von Diskriminierung in Institutionen als auch insgesamt in der 
Gesellschaft.

2.1 Diversity-/Vielfaltskompetenz für alle Landesbeschäftigten: verpflichtend in  
      Aus- und Weiterbildung

Was ist

Mit der Unterzeichnung der Charta der Vielfalt 2019 bekennt 
sich der Freistaat Sachsen dazu, sich als Arbeitgeber für die
Förderung eines vorurteilsfreien Miteinanders und von Diversi-
tät einzusetzen..10 Der Umsetzungsplan des ZIK II sieht die Or-
ganisationsentwicklung der Staatsregierung und aller ihr nach-
geordneten Behörden im Sinne eines Vielfaltmanagements
und „Sensibilisierung und Qualifizierung der Führungskräfte 
und von Schlüsselpersonen für Veränderungsprozesse“ in der 
Verwaltung vor.
 
Sächsische Verwaltung
Das ZIK II sieht vor, die „Curricula in Ausbildungs- und Studien-
gängen für die öffentliche Verwaltung [zu] prüfen“ mit dem 
Ziel „Interkulturelle Bildung und Kompetenzen in allen Aus-
bildungs- und Studiengängen [zu] vermitteln (auch Mehrfach-
ausgrenzungsprozesse global benachteiligter Gruppen wie 
LSBTIQ, mit Behinderungen, Sinti und Roma)“

Lehrer*innen, Schulsozialarbeiter*innen, Erzieher*innen,
Sozialpädagog*innen
Das ZIK II setzt als Ziel, die „Interkulturelle Kompetenz und
interkulturelle Bildung als Teil der Lehrerbildung und Erzieher-
ausbildung zu stärken.“
In den Lehramtsstudiengängen z.B. ist die Teilnahme an ange-
botenen Lehrveranstaltungen zu interkultureller Bildung für 
Studierende nicht verpflichtend.

Sächsische Polizei
Schulungen der Polizei sind im ZIK II nicht vorgesehen. Gleich-
zeitig häufen sich Medienberichte, die aufzeigen, dass Rechts -
extremismus/Rassismus ein strukturelles Problem in der 
sächsischen Polizei darstellt. Als ‚Racial Profiling’ wird das 
rechtswidrig nach diskriminierenden Kriterien erfolgende 
Agieren von Polizei-, Sicherheits-, Einwanderungs- und Zoll-
beamten bezeichnet, nach dem Personen anhand äußerlicher 
Merkmale kontrolliert werden. 11

Mediziner*innen und Klinikärzt*innen in kommunalen und 
landeseigenen Krankenhäusern sowie medizinischen Versor-
gungszentren
Gemäß der Informationen aus den DSM-Werkstattgesprä-
chen gibt es kaum Schulungsangebote für Mediziner*innen 
zu medizinisch relevanten kulturellen Besonderheiten, z.B. be-
züglich Medikamenteneinnahme und Ramadan.

Was soll

Für ein vorurteilsfreies Miteinander in einer pluralistischen, 
durch Vielfalt geprägten Gesellschaft bedarf es der Sensibili-
sierung für und Wertschätzung von Vielfalt und der kritischen 
Betrachtung struktureller Barrieren aller Landesbeschäftig-
ten. Diversity-Trainings für Führungspersonal in der Verwal-
tung sind begrüßenswert und sollten verpflichtend für Ent-
scheider in der Verwaltung sein sowie das Führungspersonal 
der sächsischen Polizei, des Gesundheitswesens (kommunale 
Kliniken, MVZs) und der Medienanstalt Sachsen einschließen.

Der DSM fordert 
• verpflichtende berufsbegleitende Weiterbildungen für 

den Erwerb und die Weiterentwicklung von Diversity-/Viel-
faltskompetenz für alle sächsischen Landesbeschäftigten,

• deren zielgerichtete Konzeption für unterschiedliche 
Berufsbilder: Lehrer*innen , Schulsozialarbeiter*innen 
Erzieher*innen, Sozialpädagog*innen (z.B. rassismus-
kritische Bildung und Erziehung, Wertschätzung/Förde-
rung von Mehrsprachigkeit, intersektionale Pädagogik); 
Beschäftigte der sächsischen Polizei, Mediziner*innen 
und Klinikärzt*innen in kommunalen und landeseigenen 
Krankenhäusern sowie medizinischen  Versorgungszentren
(z.B. voraussetzbare Gesundheitskompetenzen, religiös 
motivierte und gesundheitsrelevante Verhaltensweisen, 
Umgang mit Schwangerschaft) 

• die Finanzierung der Weiterbildungen durch das SMGI 
• die Zusammenarbeit mit und Beratung von bestehen-

den Migrantenbeiräten im Landkreis/in den Kommunen
zur Konzeption und Durchführung der Weiterbildungen.

Des Weiteren fordert der DSM die Verankerung von Diversity/
Vielfalts-Kompetenz als verpflichtenden Bestandteil in allen 
relevanten Ausbildungs- bzw. Studienordnungen 
• der sächsischen Verwaltungshochschulen 
• der Polizeifachschulen (Chemnitz, Schneeberg und Leip-

zig), des Fortbildungszentrums in Bautzen sowie der

für alle Lau�ahngruppen
• der (Fach)Hochschulen, Berufsakademien, beruflichen 

Schulzentren und anderen Bildungsstätten für Gesund-
heits- und Sozialberufe

• der sächsischen Lehramtsstudiengänge.

10 Mediendienst Sachsen (2019) Freistaat Sachsen unterzeichnet die „Charta der Vielfalt“ https://www.medienservice.sachsen.de/medien/news/225904
11  Die überproportionale Kontrolle bestimmter Personengruppen zu überproportional vielen Treffern aus dieser Gruppe – was wiederum die überproportionale 
 Kontrolle bestimmter Personengruppen bewirkt.

Hochschule der Sächsischen Polizei (FH) in Rothenburg
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2.2   Anteil von  Landesbeschäftigten mit eigener oder familiärer Migrationsgeschichte 
     erhöhen: Fachkonzepte für gezielte Anwerbemaßnahmen 

Was ist

Die sächsischen Landesbeschäftigten spiegeln im Moment 
nicht die Vielfalt in der Bevölkerung wider. Begrüßenswert
ist die ZIKII Zielsetzung zur „Erhöhung des Anteils von Men-
schen mit Migrationshintergrund in der öffentlichen Verwal-
tung“ und dass gezielt „Menschen mit Migrationshintergrund 
für den öffentlichen Dienst [zu] gewinnen und ein[zu]stellen“ 
sind, denn dies erhöht die Handlungsfähigkeit einer Organisa-
tion im Umgang mit Menschen mit internationaler Biografie 
oder Familiengeschichte. 

Sächsische Verwaltung
Im SMGI sind Mitarbeiter mit eigener oder familiärer  
Migrationsgeschichte beschäftigt. In anderen Ministerien 
kaum bis gar nicht. 

Sächsische Polizei
14 von 16 Bundesländern haben mittlerweile spezielle An -
werbemaßnahmen für Menschen mit sogenanntem Migra-
tionshintergrund gestartet. Sachsen bildet (neben Thüringen) 
die Ausnahme und erfasst keinen Migrationshintergrund von 
Beschäftigten..12

Die Medienanstalt Sachsen und Medienbeiräte
Über Menschen mit Migrationsgeschichte wird häufig in ne -
gativen und konfliktbehafteten Kontexten berichtet, z. B. im  
Zusammenhang mit Kriminalität. Die Migrant*innen werden 
in der Berichterstattung häufiger als Gefahr dargestellt und  
weniger  als gesellschaftliche oder ökonomische Chance  
thematisiert. Häufig wird sogar eine Überrepräsentation von 
Minderheiten in negativen Themenkontexten festgestellt. 
Dies lässt sich auf eine unterrepräsentierte Perspektive von  
Menschen mit internationaler Biografie oder Familienge-
schichte zurückführen.

Was soll

Ziel sollte es sein, dass der Anteil von Landesbeschäftigten in 
Sachsen den Anteil der Menschen mit internationaler Biogra-
fie oder Familiengeschichte widerspiegelt und somit die Vor-
bildfunktion für andere gesellschaftliche Bereiche erfüllt wird 
sowie die Handlungsfähigkeit der öffentlichen Einrichtungen 
im Umgang mit Menschen mit internationaler Biografie oder 
Familiengeschichte gestärkt wird.

Daher fordert der DSM 
• die Erstellung von Diversity-Fachkonzepten zur Konzep-

tion und Durchführung spezieller Anwerbemaßnahmen 
für Menschen mit internationaler Biografie oder Familien-
geschichte 

• solche speziellen Anwerbemaßnahmen für die sächsi-
sche Verwaltung, Polizei und Medienanstalt/Medienbei-
räte Sachsen 

• positive Maßnahmen als Erweiterung der Gleichstel-
lungsstrategien für Frauen*, wie das Kriterium „Men-
schen mit eigener oder familiärer Migrationsgeschichte 
werden bevorzugt eingestellt” bei der Stellenbeschrei-
bung und -besetzung einzuführen

• eine daran orientierte Umgestaltung der Karrierepor-
tale des Landes (https://www.karriere.sachsen.de/).  
Das Karriereportal soll barrierefrei und mehrsprachig in-
klusiv mit anonymisierten Bewerbungsverfahren sein.

 12 Mediendienst Migration (2019). Die Polizei wird vielfältiger. https://mediendienst-integration.de/artikel/die-polizei-wird-vielfaeltiger.html
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2.3   Einrichtung eines SMGI-Referats für Antidiskriminierung im Schulsystem mit 
         Landesantidiskriminierungsbeauftragtem/r, als Referatsleitung

Was ist

Das Sächsische Schulgesetz schreibt in §1 fest, dass die Bildung 
auf der Grundlage des Grundgesetzes und der sächsischen Ver-
fassung hin zu demokratischen Werten zu erfolgen hat13 und 
somit jeglicher rassistischer Diskriminierung, Ausgrenzung 
und Gewalt entschieden entgegentreten werden muss.14

Rassistische Diskriminierung, Ausgrenzung und Gewalt
In sächsischen Schulen gab und gibt es immer Rassismus und 
Diskriminierung, Ausgrenzung sowie Vorfälle von rassistischer 
Gewalt. 

Rassismus und Diskriminierung gehen auch von 
Lehrpersonal aus
Die Täter*innen sind dabei nicht nur Schüler*innen, sondern 
auch Lehrer*innen. Beratungsstellen in Deutschland erreichen 
immer wieder Beschwerden über Stereotype und rassistische 
Vorurteile im Unterricht, die von den Lehrkräften oder Schul-
leitungen ausgehen oder zumindest von ihnen nicht proble-
matisiert werden. 

Beschwerdemanagement an vielen Stellen nicht gegeben
Erleben Schüler*innen oder Eltern hier etwas, das sie als Benachteili-
gung bewerten, können sie sich zwar auf das Grundgesetz und 
internationale Richtlinien berufen, haben aber bislang keine 
unabhängige Stelle, an die sie sich wenden können. Sie müssen 
zum Lehrer, Schulleiter oder Schulamt.15

Folgen von Rassismus und Diskriminierung gefährden 
das Kindeswohl
Die Folgen für Kinder und Jugendliche sind eklatant und de -
ren Ausdrucksformen vielfältig: Konzentrationsschwäche, 
delinquentes Verhalten, Lethargie, Verweigerung, aber auch 
übersteigerte Angepasstheit. Rassistisches Mobbing und ras-
sistische Gewalt verletzen existenzielle psychosoziale Grund-
bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen nach Kontrolle, 
sicherer Bindung und Selbstwertschutz (Grawe, K. 2004).16 
Rassismus und Diskriminierung bedeuten eine Gefährdung des 
Kindeswohls.

Was soll

Der DSM fordert ein inklusives, diskriminierungsfreies, rassis-
muskritisches Schulsystem, welches das Kindeswohl aller
Schüler*innen gewährleistet.

Für den DSM ist ein Wandel bei der Bildung zur Begrifflichkeit 
„Rassismus" angemahnt. Es bedarf einer kritischen Perspektive 
hin zum Erkennen von strukturellem Rassismus sowie ein Ver -
ständnis von Intersektionalität.

Dieses Ziel soll durch die Einrichtung eines Referats für Anti-
diskriminierung im Schulsystem vorangetrieben werden mit 
folgendem Aufgabenspektrum:
•  Einrichten eines sachsenweiten Beschwerdemanagements 

zu Rassismus und Diskriminierungsfällen in allgemeinbil-
denden und berufsbildenden Schulen

•  Beratung von Schulen und Schulleitungen auf Anfrage 
oder nach Beschwerden von Schüler*innen, Eltern und 
Schulpersonal selbst

•  Sichtung von Curricula und Lehrmaterialien auf rassis -
tische und/oder koloniale Stereotype und Anweisungen 
an Schulen zu erteilen, Lehrmaterialien, die rassistische 
und/oder koloniale Stereotype reproduzieren, weder im 
Unterricht zu verwenden noch neu zu erwerben

•  das Verhängen von Sanktionen gegenüber Schulen, die 
Beschwerden nicht (ausreichend) nachgehen oder keine 
Maßnahmen zum Schutz der Opfer ergreifen.

13 Landesschulgesetz, https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/4192-Saechsisches-Schulgesetz#vwv1, zuletzt aufgerufen am 19.08.2019.
14  Vgl. hierzu GG §1, https://www.gesetze-im-internet.de/gg/BJNR000010949.html, zuletzt aufgerufen am 19.08.2019 sowie Landesschulgesetz §1, https:// 
 www.revosax.sachsen.de/vorschrift/4192-Saechsisches-Schulgesetz#vwv1, zuletzt aufgerufen am 19.08.2019.
15  Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2010) Gemeinsamer Bericht der Antidiskriminierungsstelle des Bundes und der in ihrem Zuständigkeitsbereich 
 betroffenen Beauftragten der Bundesregierung und des Deutschen Bundestages.
16  Grawe, K. (2004): Orientierung/Kontrolle, Lustgewinn/Unlustvermeidung, Bindung, Selbstwerterhöhung/-schutz. Neuropsychotherapie. 
 Göttingen & Weinheim: Hogrefe.
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2.4   Erarbeitung und Verabschiedung eines Landesantidiskriminierungsgesetzes 

Was ist

Für viele Menschen ist Diskriminierung leider eine alltägliche 
Erfahrung: Bei der Wohnungssuche17, durch eingeschränk-
te Chancen auf dem Arbeitsmarkt und Ungleichbehandlung in  
Ämtern und Behörden. Dies kann sich bis zur Gefahr für Leib 
und Leben steigern. In Ostdeutschland und Berlin wurden in 
2018 täglich fünf Menschen Opfer rechter Gewalt. Rassismus 
ist dabei das häufigste Tatmotiv.18 Auch in Sachsen ist die Zahl 
der Opfer rechtsmotivierter und rassistischer Gewalt hoch.19 
Diskriminierung hat eine starke desintegrative Wirkung und 
verhindert so die Teilhabe am sozialen Leben und am Ar-
beitsmarkt.20 

Lücken im Diskriminierungsschutz: Bildung und staatliches 
Handeln
Ein wirksamer Diskriminierungsschutz braucht eine stabile 
rechtliche Grundlage. Das Allgemeine Gleichbehandlungsge-
setz (AGG) regelt den Schutz vor Diskriminierung, vor allem in 
den Bereichen Arbeit sowie Güter und Dienstleistungen. Dabei 
bestehen relevante rechtliche Schutzlücken in zentralen Le-
bensbereichen, die in den Regelungsbereich der Länder fallen. 
Dies betrifft insbesondere die Bereiche Bildung und staatliches 
Handeln. Ein Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG) kann 
hier einen wichtigen Beitrag leisten.21

Was soll

Der DSM schließt sich der Vision des ADB an: „Ein gesellschaft-
liches Klima von Akzeptanz, Vielfalt und Teilhabegerechtigkeit. 
Wir arbeiten darauf hin, dass Verschiedenheit als Vorteil und 
Chance erlebt wird und soziale Kompetenzen zum Umgang 
mit Verschiedenheit erlernt werden.“22

Zur Umsetzung dieser Vision fordert der DSM die Erarbeitung 
und Verabschiedung eines Landesantidiskriminierungsge-
setzes,
• das die gesetzlichen   Lücken, vor allem im Hinblick  

auf Bildung und staatliches Handeln, schließt
• welches Bürgerinnen und Bürger ein Instrument zur Ver-

fügung stellt, mit dem sie die verfassungsrechtlichen Dis -
kriminierungsverbote durchsetzen können

• das Ansprüche auf Schadensersatz und Entschädigung 
regelt 

• eine Beweislasterleichterung enthält
• ein Verbandsklagerecht für Antidiskriminierungsver  

bände und andere Interessensvertretungen einführt

17 Vgl. Rassistische Diskriminierung auf dem sächsischen Wohnungsmarkt ADB sowie 
 http://www.samofa.de/nicht-ueberall-willkommen-rassismus-erschwert-gefluechteten-das-ankommen/, letzter Zugriff 19.08.2019.
18 Vgl. Artikel https://m.tagesspiegel.de/politik/rassistische-taten-nehmen-zu-in-ostdeutschland-taeglich-fuenf-opfer-rechter-gewalt/24170522   
 html?�clid=IwAR2fy380GzVN3sgRz8Hv4pwBwHGQhfRjnE7b36JZpi0qq18xGxe1VouHIzo, letzter Zugriff 19.08.2019.
19  Vgl. Statistik des RAA Sachsen e.V., https://www.raa-sachsen.de/support/statistik/statistiken/rechtsmotivierte-und-rassistische-gewalt-in-sachen-2018-3882,  
 letzter Zugriff 19.08.2019.
20  Vgl. Zentrum für Türkeistudien und Integrationsforschung (2013): "Wechselwirkung zwischen Diskriminierung und Integration – Analyse bestehender  
 Forschungsstände", Expertise im Auftrag der ADS, S. 42, zitiert nach https://mediendienst-integration.de/desintegration/diskriminierung.html,  
 letzter Zugriff 19.08.2019.
21  Wahlkompass Antidiskriminierung https://wahlkompass-antidiskriminierung.de/ltwsn2019/kategorie/institutionen-antidiskriminierungspolitik/
22  Vgl. Vision des ADB, https://www.adb-sachsen.de/ueber-uns, letzter Zugriff 19.08.2019.
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2.5   Die Einrichtung einer unabhängigen Antidiskriminierungsstelle auf Landesebene

Was ist

In Leipzig, Dresden und Chemnitz gibt es Antidiskriminie-
rungsberatungsstellen. Die Landesregierung ist mit dem ZIK II 
bestrebt, Diskriminierung entgegenzuwirken und fördert das
Modellprojekt des Antidiskriminierungsbüros Sachsen (ADB)
zum Au�au einer flächendeckenden Antidiskriminierungsbe-
ratung in Sachsen seit 2017 bis 2020.

Geschäftsstelle Antidiskriminierung im SMGI
Sachsen verfügt seit 2014 über eine Geschäftsstelle Antidis-
kriminierung, die beim Referat Gleichstellung der Staatsmi -
nisterin für Gleichstellung und Integration angesiedelt ist. Ihr
Mandat umfasst ressortübergreifende Aufgaben der Antidis-
kriminierungspolitik und die fachliche Begleitung des Struktur-
au�aus der Antidiskriminierungsberatungsstellen nach AGG. 
Darüber hinaus ist sie fachliche Anlaufstelle für die Netzwerk-
partner auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene.

Landesantidiskriminierungsstellen in anderen Bundesländern
In Berlin, Rheinland-Pfalz, Hessen und Schleswig-Holstein 
wurden Landesantidiskriminierungsstellen eingerichtet. In 
Sachsen ist bisher keine solche Stelle eingerichtet.

Was soll

Der DSM begrüßt die Förderung des Modellprojekts flächende-
ckender Antidiskriminierungsberatung und fordert die weitere 
garantierte Finanzierung des Ausbaus einer flächendecken -
den Antidiskriminierungsberatung in Sachsen über 2020 
hinaus.
Ein nachhaltiger und wirksamer Diskriminierungsschutz benö-
tigt eine institutionelle Verankerung auf Landesebene.

Der DSM fordert die Einrichtung einer Antidiskriminierungs -
stelle deren Aufgabenspektrum umfassen sollte:
• inhaltliche Impulse auf Landesebene
• Begleitung und Koordination von Aktivitäten der Landes-

verwaltung
• Initiierung von Forschung und Gutachten
• Öffentlichkeits- und Kampagnenarbeit
• Clearingstelle für Ratsuchende und die Kooperation mit 

zivilgesellschaftlichen Akteur*innen.

Die Stelle sollte unabhängig sein, das heißt
• ohne Angliederung an das Staatsministerium (dienstrechtli-

che Unabhängigkeit von der Exekutive)
• ähnlich wie der Datenschutzbeauftragte beim Sächsi-

schen Landtag angegliedert sein
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2.6   Empfehlung des NSU Untersuchungsausschusses konsequent umsetzen: 
         Aktives Nachgehen von rassistischen Tatmotiven durch sächsische Ermittlungsbehörden 

Was ist

Der NSU-Untersuchungsausschuss des Bundes empfiehlt,
dass „in allen Fällen von Gewaltkriminalität, die wegen der
Person des Opfers einen rassistisch oder anderweitig politisch 
motivierten Hintergrund haben könnten, muss dieser einge-
hend geprüft und diese Prüfung an geeigneter Stelle nachvoll-
ziehbar dokumentiert werden.”
Das heißt, dass es im Rahmen der Ermittlung zu einer Über-
prüfung des Motivs bezüglich Rassismus oder politischer Mo-
tivation kommen muss. Bisher ist es in Sachsen jedoch so, dass 
dem nur nachgegangen wird, wenn die Ermittlungsbehörden 
selber den Verdacht einer solchen Motivlage haben.

Möglichkeit der Strafschärfung wird selten genutzt
In Folge der Mordserie des NSU ist seit August 2015 der ge-  
änderte § 46 Abs. 2 StGB in Kraft, der dazu beitragen soll, dass 
rechte Tatmotive bei der Strafzumessung strafschärfend be-
rücksichtigt werden: „Bei der Zumessung wägt das Gericht die 
Umstände, die für und gegen den Täter sprechen, gegeneinan-
der ab. Dabei kommen namentlich in Betracht:
die Beweggründe und die Ziele des Täters, besonders auch  
rassistische, fremdenfeindliche oder sonstige menschenver-
achtende […]“
Dem DSM ist nicht bekannt, dass die Strafverschärfung aus  
diesen Gründen auch in Sachsen Anwendung findet. 

Was soll

Die Morde des NSU und das anschließende Versagen der  
Ermittlungsbehörden haben eine große Unsicherheit hinterlas-
sen. Es ist zwingend notwendig, aus den begangenen Fehlern
zu lernen. 

Der DSM fordert, dass
•  Sächsische Ermittlungsbehörden den Empfehlungen des 

NSU-Untersuchungsausschusses strikter folgen und in der 
Ermittlungsarbeit aktiv ausschließen, dass Rassismus ein 
Tatmotiv sein könnte.  
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Was ist

Ausländer-, Migranten- und Integrationsbeiräte sind kommu-
nale, fachspezifische Gremien der Migrantinnen und Migran-
ten. Sie bringen die Sicht, das Wissen und die Erfahrung von  
Migrant*innen in die Kommunalpolitik ein.
Das Zuwanderungs- und Integrationskonzept II des Freistaa-
tes Sachsen (ZIK II) stellt sich zur Aufgabe , „Politisches Engage-
ment zu fördern“ und dabei konkret bei der Gründung kommuna-
ler Ausländer- und Integrationsbeiräte zu unterstützen.

In der sächsischen Gemeindeordnung sind die Rechte der 
Migrant*innen sowie deren politische Teilhabe weder  
gesichert noch verankert.
Bestehende Gremien unterscheiden sich grundlegend in ihren 
Rechten:
• Integrations- und Ausländerbeirat Dresden: Dieser wird 

von Migrant*innen gewählt, besitzt allerdings kein  
Antrags- oder Rederecht im Stadtrat.

• Migrantenbeirat Leipzig: Beirät*innen werden bisher vom 
Stadtrat berufen. Seit 2012 fordert der Beirat eine demo -
kratische Wahl durch Migrant*innen. Der Migrantenbeirat 
verfügt über  Antrags- und Rederecht im Stadtrat.

• Chemnitz: berufen,  Rederecht, kein Antragsrecht im 
Stadtrat.

• Zittau: berufen,  Rederecht, kein Antragsrecht im Stadtrat.
 
Im restlichen Sachsen gibt es keine Beiräte.

Es werden keine Gelder für Wahlkampagnen der Migranten -
beiräte zur Verfügung gestellt, daraus ergibt sich eine leider 
geringe Wahlbeteiligung. Der DSM sieht diesbezüglich ein 
Demokratiedefizit.

Was soll

Der DSM und kooperierende Vereine schließen sich den  
Forderungen des Netzwerkes Sächsischer Migrantenbeiräte 
an. Es sollen folgenden Regelungen für - auch die zukünftig 
zu gründenden - sächsischen Ausländer- und Migrantenbei-
räte in der sächsischen Gemeindeordnung verankert werden: 

• Die obligatorische Gründung der Migrantenbeiräte: in 
Gemeinden mit mehr als 5000 gemeldeten ausländischen 
Einwohner*innen mit Migrationshintergrund ist ein Mig-
rantenbeirat einzurichten (ähnlich wie in Hessen).

• Die Mitglieder des Migrantenbeirats werden von den aus-
ländischen Einwohner*innen und Bürger*innen mit Migra-
tionshintergrund in allgemeiner, freier, gleicher, geheimer 
und unmittelbarer Wahl gemäß der Legislaturperiode des 
Stadtrates gewählt.

•  Die Vereinheitlichung der folgenden Rechte für die sächsi-
schen Migrantenbeiräte, damit das Gremium seine Arbeit 
vollständig und optimal durchführen kann: Das Antrags-
recht und das Rederecht in den jeweiligen Stadträten.

•  Die Sitzungen der Beiräte können, aber müssen nicht, in
dem jeweiligen Rathaus stattfinden.

•  Der Migrantenbeirat ist in allen wichtigen Angelegenhei-
ten, die ausländische Einwohner*innen betreffen, zu hö-
ren.

•  Gemeindevertretung und Gemeindevorstand können, 
Ausschüsse der Gemeindevertretung müssen in ihren Sit-
zungen den Migrantenbeirat zu den Tagesordnungspunk-
ten hören, die Interessen der ausländischen Einwohner*in -
nen berühren.

•  Auch Jugendliche unter 24 Jahren sollen Mitglied im Migran
tenbeirat werden dürfen.

3   Politische Teilhabe

3.1   Gesetzliche Verankerung von Ausländer- und 
    Migrant*innenbeiräten auf  kommunaler Ebene

-
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3.2 Einrichtung und gesetzliche Verankerung eines Landesmigrant*innenbeirates

Was ist

Ein sächsischer Landesbeirat für Integration hat sich am 
09. Mai 2019 unter Vorsitz der Ministerin für Integration und 
Gleichstellung konstituiert. 

Erklärte Aufgaben für 2 Jahre sind:
• Beratung des SMGI  zu aktuellen und grundsätzlichen Fra-

gen der Integration, Migration und des gesellschaftlichen 
Zusammenhaltes

•  

 

Dem Beirat gehören unter anderem Vertreterinnen und Ver-
treter des Landes, der Kommunen, der Integrationsforschung, 
der Freien Wohlfahrtspflege, der Gewerkschaften, der Kirchen 
und Religionsgemeinschaften, der Wirtschaft und der Zivilge -
sellschaft an.23

Landesmigrantenbeiräte wurden in allen anderen 
Bundesländern eingerichtet 
Sachsen ist das einzige der 16 deutschen Bundesländern, wel-
ches keinen von der Verwaltung unabhängigen Landesmig-
rantenbeirat eingerichtet hat. Die rechtliche Grundlage für 
die Einrichtung der Beiräte ist in den einzelnen Bundesländern 
sehr unterschiedlich. In neun Bundesländern ist ihre Gründung 
gesetzlich geregelt, in drei ist die obligatorische Einrichtung 
kommunalverfassungsrechtlich verankert.24 Im Freistaat Sach-
sen sind die gesetzlichen Rahmenbedingungen nicht geschaf-
fen.

Was soll

Der DSM begrüßt die Einrichtung eines Landesbeirats für Inte-
gration, fordert zusätzlich aber, dass die Satzung, Rechte und 
Aufgaben des Landesmigrantenbeirats  in der sächsischen
Gemeindeordnung  verankert sind:
•  Der Beirat ist das gesetzliche Vertretungsorgan der aus-

ländischen und (post)migrantischen  Bevölkerung Sach-
sens auf der Landesebene.

•  Der Beirat ist von der Verwaltung unabhängig.
•  Er ist legitimierter Gesprächspartner gegenüber 

dem Landtag, der Landesregierung und  allen relevanten 
Organisationen auf Landesebene.

•  Dem Beirat werden folgende Rechte eingeräumt:  
Vorschlagsrecht, Informationsrecht (regelmäßige und 
rechtzeitige Unterrichtung über Angelegenheiten, die die 
Migrant*innen in Sachsen betreffen), Anhörungsrecht 
(bei allen Vorhaben vor der endgültigen Beschlussfas-
sung von Gesetzen, Erlassen und Rechtsverordnungen, die  
Migrant*innen in Sachsen betreffen, angehört) sowie  
Rederecht (Teilnahme an allen für Migrant*innen rele -
vanten Vorhaben des Landtages, Beantragung des Rede-
rechts, wenn notwendig).

•  Das Wahlverfahren des Landesmigrantenbeirats  soll 
in gemeinsamer Erarbeitung mit den Migrantenbeiräten
entstehen und im Interesse der Beiräte sollte die Zusam -
mensetzung die Vielfalt widerspiegeln.

23 TU Dresden (2019). Neuer Landesbeirat für Integration: Drei Wissenschaftler der TUD berufen 
 https://tu-dresden.de/tu-dresden/newsportal/news/berufung-von-dr-noa-ha-in-den-landesbeirat-fuer-integration
24 AGABY - Arbeitsgemeinschaft der Ausländer-, Migranten- und Integrationsbeiräte Bayerns (2010). Ausländer-, Migranten-, und Integrationsbeiräte -  
 Qualifizierung, Austausch und Vernetzung. 
 http://www.gemeinsam-engagiert.net/fileadmin/ge/Publikationen/Abschlussdoku/Dokumentation_gemeinsam_engagiert_Beiraete.pdf

Unterstützung des Ministeriums bei der Umsetzung des 
Sächsischen Zuwanderungs- und Integrationskonzeptes 
(ZIK II). 
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3.3  Einführung des kommunalen Wahlrechts für alle Bürger*innen

Was ist

Menschen mit einer Staatsangehörigkeit außerhalb der EU 
sind von den Wahlen sächsischer Stadt- und Gemeinderäte 
ausgeschlossen.
EU-Bürger dürfen in Kommunalwahlen ihre Stimme abgeben 
und auf dieser Ebene kandidieren. Auf Landes- oder Bundes-
ebene ist eine Kandidatur für EU-Bürger nicht möglich.

Passives und aktives Kommunalwahlrecht für alle bereits 
in vielen EU-Ländern
In 15 EU-Ländern können alle Bürger*innen – auch aus außer-
europäischen Herkunftsstaaten, sogenannten „Drittstaaten“-
an Kommunalwahlen teilnehmen: Belgien, Dänemark, Estland, 
Finnland, Großbritannien, Irland, Litauen, Luxemburg, Nieder-
lande, Portugal, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien und 
Ungarn. Nur vier dieser Länder erlauben keine Kandidatur in 
Kommunalwahlen (Estland, Litauen, Slowenien, Ungarn)25

Kein Wahlrecht bedeutet den Ausschluss von 
demokratischer Mitbestimmung
Auch wenn die aktive Mitwirkung in einer Partei oder politi-
schen Initiative jedem Menschen in Deutschland frei steht,  
bedeutet der Ausschluss von demokratischen Wahlen ein  
Defizit in demokratischer Mitbestimmung:
•  Menschen mit einer Staatsangehörigkeit außerhalb der 

EU, die in sächsischen Gemeinden leben und arbeiten, 
zahlen Steuern, genau wie deutsche Staatsangehörige 
und Menschen mit einer Staatsbürgerschaft aus anderen 
EU-Ländern.

• Sie sind dauerhafte Mitglieder unserer sächsischen Städte 
und Gemeinden.

• Das Integrationskonzept des Freistaates umfasst das 
Ziel , politische Teilhabe zu stärken und dabei explizit auch
„Menschen ohne deutsche Staatsbürgerschaft zur akti-
ven Mitwirkung anzuregen.“26 Diese Zielsetzung steht im 
Widerspruch zum gegenwärtigen Ausschluss einer nicht 
unerheblichen Anzahl von Bürger*innen von kommuna-
len Wahlen.

Was soll

Ein dauerhaftes Leben an einem Ort bringt neben Pflichten 
auch Rechte mit sich. Jeder Mensch, der Steuern zahlt, soll 
durch die politischen Organe vertreten werden können, die 
diese öffentlichen Gelder ausgibt.

Deswegen fordert der DSM 
•  das kommunale Wahlrecht für alle Menschen, die in  

Sachsen ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, ohne 
dabei in Bürger*innen und Staatsbürger*innen zu unter -
scheiden. Alle Ausländer, die länger als 6 Monate in der 
Gemeinde leben, sollen auf kommunaler Ebene wählen 
können.

•  dass eben jenen Bürger*innen des Freistaates das Recht  
zugesprochen wird, sich als Kandidat*in bei Kommunal-
wahlen aufstellen zu lassen.

25  Bundeszentrale für politische Bildung (2014). Voting Rights for Nationals of Non-EU-States 
 https://www.bpb.de/gesellschaft/migration/kurzdossiers/184711/voting-rights-for-nationals-of-non-eu-states
26  Sächsisches Staatsministerium für Soziales und Verbraucherschutz (2018). Zuwanderung und Integration gut gestalten – Zusammenhalt leben 
 Zuwanderungs- und Integrationskonzept II des Freistaats Sachsen



18

3.4  Aktive Förderung von Diversity in den politischen Parteien

27 Siehe https://wahlkompass-antidiskriminierung.de/ltwsn2019/innerparteiliche-teilhabe/, letzter Zugriff 19.08.2019.
28 Zentrum für Integrationsstudien, Technische Universität Dresden (2017). Bedarf, Voraussetzungen und Umsetzungsmöglichkeiten eines sächsischen  
 Integrationsgesetzes. Gutachten im Auftrag des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und Verbraucherschutz, Geschäftsbereich Gleichstellung und  
 Integration https://www.stiftung-mercator.de/media/downloads/3_Publikationen/2018/Februar/NEU_FINAL_Bedarf_IntG_Praxismaterialien_Band_2.pdf

Was ist

Alle in Deutschland lebenden Menschen können Mitglied einer 
Partei werden. Jedoch sind Personengruppen, die von Diskrimi-
nierung betroffen sind, in politischen Entscheidungsprozessen 
oftmals unterrepräsentiert. Ausschlussmechanismen werden 
dabei teilweise bereits beim Zugang zu Informationen und zu 
Veranstaltungen wirksam. Sie zeigen sich aber vor allem bei 
der Partizipation in Parteien sowie in der Vergabe von Manda-
ten und hauptamtlichen Positionen innerhalb der Parteien. 27

Was soll

Die politischen Parteien sind Vertretungen der Bürger*innen 
und sollten darum gemeinsam mit und für die Menschen in 
Sachsen Politik machen sowie die Vielfalt unserer Gesellschaft 
abbilden. Der DSM fordert, dass die sächsischen Parteien sich 
intensiv um einen besseren Zugang zur Partizipation in ihren 
Strukturen einsetzen. Dabei können positive rolemodels von 
großer Bedeutung sein, um auch zukünftig diverser zu sein.

Mögliche Maßnahmen dafür sind:
•  eine Verankerung der aktiven Förderung von Diversity in 

den Landessatzungen
•  diskriminierungsfreie Sprache und Bilder in  

Veröffentlichungen
•  barrierefreie Parteiveranstaltungen
•  barrierefreier Informationszugang

3.5 Die Erarbeitung und die Verabschiedung eines Landesteilhabegesetzes

Was ist

„Seit 2010 haben vier Länder für ihre Integrationspolitik nicht 
nur ein Konzept entwickelt, sondern auch versucht, sie mit 
einem Landesintegrationsgesetz gesetzlich zu normieren: Ber-
lin, Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg und Bayern. 
Die ersten drei Gesetze haben eine ähnliche Ausrichtung, wäh -
rend sich das Bayerische Integrationsgesetz davon deutlich un -
terscheidet. Die Gesetze von Berlin, Nordrhein-Westfalen und  
Baden-Württemberg richten sich in erster Linie an den Staat 
und seine Behörden. Sie verpflichten diese, sich interkulturell 
zu öffnen, das Ziel der Integrationsförderung über alle Fachbe-
reiche hinweg zu berücksichtigen, regelmäßig über den Verlauf 
der Integration zu berichten und Menschen mit Migrations-
hintergrund in Gremien zu beteiligen. Zudem legen sie Grund-
sätze für die Integrationspolitik fest und verankern bestehende 
integrationspolitische Einrichtungen”.

In Sachsen wird ein solches Gesetz von Bündnis 90/Die Grünen 
und der LINKEN gefordert. Eine entsprechende Machbarkeits-
studie liegt vor.28

Was soll

Folgende Eckpunkte sollen in dem zu erlassenden Landes-
teilhabegesetz gesetzlich fixiert werden:

Verpflichtung auf gleichberechtigte Teilhabe aller Men-•
schen mit sogenanntem Migrationshintergrund
Verankerung (post)migrantischer Repräsentation und •
Partizipation, einschließlich aller notwendigen Befug-
nisse, Strukturen, Einrichtungen sowie finanzieller, per-
soneller und sächlicher Ausstattung 
Aufgaben und Handlungspflichten der sächsischen Ver-•
waltung und öffentlichen Stellen sowie deren Ver-
pflichtung zur vielfaltsbewussten Öffnung (siehe 2 Viel-
faltsbewusste Öffnung und Diversity-Prozesse)

Der DSM fordert ein Landesteilhabegesetz, welches das ge-
genwärtige Zuwanderungs- und Integrationskonzept erwei-
tert, verbessert sowie gesetzlich verankert und mit Initiatven, 
Selbstvertretungen und Expert*innen in einem transparenten 
Prozess der Beteiligung vorbereitet wird.
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4  Bildung und Erziehung

4.1  Zugang zu frühkindlicher Bildung und Betreuung:  
   gebührenfreie Kindertageseinrichtungen (KiTas) für alle

29 Sachverständigenrat deutscher Stiftung für Integration und Migration (2016): Doppelt benachteiligt? Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund im  
 deutschen Bildungssystem – Eine Expertise im Auftrag der Stiftung Mercator: 
 Berlin https://www.stiftung-mercator.de/media/downloads/3_Publikationen/Expertise_Doppelt_benachteiligt.pdf
30  Meysen et. al. (2016): Flüchtlingskinder und ihre Förderung in Tageseinrichtung und Tagespflege – Rechtsexpertise im Auftrag des Deutschen Jugendinstituts,  
 Deutsches Jugendinstitut: München, https://www.dji.de/fileadmin/user_upload/bibs2016/Meysen_et_al_expertise_kitazugang_fluechtlingskinder_2016.pdf
31  Deutscher Bildungsserver (2019) Kita-Gebühren: Wo sind Kitas beitragsfrei? https://www.bildungsserver.de/Kita-Gebuehren-5674-de.html
32  Sächsische.de (2018) Immer mehr gebührenfreie Kitas https://www.saechsische.de/immer-mehr-gebuehrenfreie-kitas-aber-nicht-in-sachsen-3993666.html
33  https://willkommenskitas.de/

Was ist

Der Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration 
und Migration hebt hervor, dass der Besuch einer Kindertages-
stätte für Kinder und Jugendliche, die die deutsche Sprache 
noch nicht sprechen, zentral ist.29 Kinder lernen verschiedene 
Sprachen spielend im Umgang mit Peers und Erzieher*innen.
Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft Sachsen ver-
weist auf den Schluss einer Rechtsexpertise, dass ein Rechts-
anspruch auf Kindertagesbetreuung bereits mit dem gewöhn -
lichen Aufenthalt entsteht 30 (Meysen et. al. 2016). In den 
letzten Jahren haben zahlreiche Bundesländer die Gebühren 
für KiTas abgeschafft:

Beitragsfrei  (Sonderregelungen 
Verpflegung oder Sportangebote)

Berlin

Beitragsfreiheit je nach Alter 

Brandenburg, NRW,  
Thüringen (letztes KiTa-Jahr) , 
Bremen, Niedersachsen (ab 3 Jah -

ren), Rheinland-Pfalz (ab 2 Jahren)

Beitragsfreiheit 
für Kinder von 
geringverdienenden Eltern

Brandenburg

Beitragsfreiheit 
für Geschwisterkinder

Mecklenburg-Vorpommern, 
Sachsen-Anhalt

Beitragsfreiheit 
für Grundbetreuung

Hamburg (bis 5h täglich), Hessen 
(ab 3 Jahren bis zu 6h täglich)31

Als eines der wenigen Bundesländer ist in Sachsen eine  
Reduzierung oder Abschaffung der Kita-Gebühren laut Kul-
tusministerium derzeit nicht geplant. Die Beiträge sind nicht 
nach dem Einkommen der Eltern gestaffelt, Ermäßigungen 
erhalten aber Alleinerziehende und Eltern mehrerer Kinder. 
Der Freistaat zahlt zudem Zuschüsse. Bei jedem dritten be-
treuten Kind übernimmt das Jugendamt den vollen Beitrag, da 
den Eltern die finanzielle Belastung nicht zuzumuten ist.32 Ein 
2014 gestartetes Landesprogramm soll die Qualifizierung so-
genannter „Willkommens KiTas“ vorantreiben. Sächsische KiTas 
müssen sich bewerben und erhalten in 3 Jahren fachliche Un-
terstützung durch eine Einrichtungsbegleitung, Möglichkeiten 
zum Austausch mit anderen Willkommens KiTAs in jährlichen
Vernetzungstreffen sowie drei Fortbildungen im eigenen Haus. 
Derzeit nehmen 46 KiTas und Horte am Programm Willkom-
mens KiTAs teil. Von den knapp 3000 KiTas in Sachsen sollen
insgesamt 90 über das Programm angesprochen werden.33

Was soll

Der DSM fordert:
•  Jedes Kind im Freistaat Sachsen soll unabhängig vom Ein-

kommen der Eltern gebührenfreien Zugang zu frühkind-
lichen Bildungs- und Betreuungsangeboten erhalten. Die 
Abschaffung der Gebühren wäre ein wichtiger Beitrag zur 
Bildungsgerechtigkeit und für gleichberechtigte Teilhabe. 
Speziell für die Zielgruppe des DSM bedeutet dies: Wäh-
rend die Kinder in den  KiTas sind, können Mütter oder Väter
beispielsweise Sprachkurse besuchen. 

•  Für Neuzugewanderte sollten Ausnahmenregelungen von 
der sechsmonatigen Voranmeldefrist für KiTas  geschaffen 
werden.

Der DSM begrüßt das Landesprogramm der 
Willkommens K iTas.  Wünschenswert sind jedoch Qualifizie -
rungsangebote, die mehr Einrichtungen erreichen,  da nach 
jetziger Planung weniger als 0.05% der sächsischen KiTas am 
Qualifizierungsangebot teilnehmen können (vgl. dazu auch 
Forderung „2.1 Diversity-/Vielfaltskompetenz für alle Landes -
beschäftigten: Verpflichtend in Aus- und Weiterbildung“).

Bislang unbefriedigender Zugang zur frühkindlichen Bildung
Der Zugang zu KiTas für Kinder mit (Eltern mit) internationaler 
Biografie und geflüchtete Kinder ist gemäß der Rückmeldung 
in den DSM-Werkstattgesprächen unbefriedigend. 
Hinderlich sind auch lange Voranmeldefristen von 6 Monaten 
ohne landesgesetzliche Ausnahmen für Neuangekommene, 
für die diese lange Vorlaufzeit nur schwer erfüllbar ist.

Noch kein angemessener Umgang mit Mehrsprachigkeit
Anekdotische Hinweise aus dem DSM-Netzwerk deuten dar-
auf hin, dass in vielen KiTas eine weitere Sprache der Kinder 
als Problem, statt als Ressource betrachtet wird. Dies führt u.a. 
zu „Fremdsprachverboten“ der Erzieher*innen an die Kinder.
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4.2   Recht auf Schulbildung nach 3 Monaten gewöhnlichem Aufenthalt für alle Kinder und  
      Jugendlichen ungeachtet ihres aufenthaltsrechtlichen Status oder der Vorlage von 
        Aufenthaltspapieren

Was ist

Alle Kinder haben ein Recht auf Schulbildung (Art. 28 der 
UN-Kinderrechtskonvention, Art. 17 Europäische Sozialcharta 
und Art. 2 Europäische Menschenrechtskonvention). Kinder 
und Jugendliche unterliegen unabhängig vom rechtmäßigen 
Aufenthalt der Schulpflicht34, wenn sie ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt im Freistaat haben. Die EU-Aufnah-
merichtlinie (2013, Artikel 14 Abs. 2) schreibt vor, dass nach 
maximal drei Monaten nach Asylantragstellung Kinder und 
Jugendliche in die Schule gehen müssen. Sachsen ignoriert die -
se Vorgaben mittels eines Erlasses aus dem Jahr 2005, in wel-
chem in einem Satz die Schulpflicht für Kinder und Jugendliche 
in Erstaufnahmeeinrichtungen ausgesetzt wird35. 
In Sachsen wird Kindern von Asylbewerbern sowie alleinste -
henden Kindern und Jugendlichen erst dann eine Schule zuge-
wiesen:
• nach Verlassen der Erstaufnahmeeinrichtung (EAE) und 

Zuteilung in eine bestimmte Kommune
• nach einer Bildungsberatung bis zum Alter von 18 Jah-

ren an einer Regionalstelle der Sächsischen Bildungs-
agentur (Bautzen, Chemnitz, Dresden, Leipzig, Zwickau). 

Seit der gesetzlichen Neuerung 2017, Asylgesetz § 47 Abs. 1b, 
dürfen Familien bis zu zwei Jahre in einer EAE untergebracht 
werden. Mit Stand Februar 2019 war jedes vierte Kind länger 
als drei Monate in sächsischen Erstaufnahmeeinrichtungen  
und somit  entgegen den Vorgaben der EU-Aufnahmerichtli-
nie ohne Schulzugang36.  Mit Beginn des Schuljahres 2019/2037 
soll in sächsischen Erstaufnahmeeinrichtungen ein Lernan -
gebot basierend auf einem Curriculum etabliert werden38. 
Eine fachjuristische Analyse des Curriculums im Auftrag der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft Sachsen und des 
sächsischen Flüchtlingsrats e.V. kommt zu dem Fazit, dass das
Curriculum in keiner Weise den Schulzugang ersetzt und nicht 
im Einklang mit der EU-Aufnahmerichtlinie steht.39

Zusätzlich problematisch ist der Zugang zu Schulbildung für 
Kinder und Jugendliche ohne jegliche Aufenthaltspapiere. Trotz 
internationalem Recht und einer 2011 beschlossenen bundes-
weiten Gesetzesänderung (§87 des Aufenthaltsgesetzes), die 
klar stellt, dass Schulen und andere Bildungs- und Erziehungs-
einrichtungen keine Informationen an die Ausländerbehörden 
weitergeben müssen und somit jedes Kind ohne Angst vor Ab-
schiebung zur Schule gehen kann, ist es laut Nichtregierungs -
organisationen immer noch schwierig, papierlosen Kindern 
und Jugendlichen zum Schulzugang zu verhelfen.40 Als Hinder -
nis wird beispielsweise angeführt, dass Meldebestätigungen 
verlangt werden, um zu überprüfen, ob ein Kind im Schulein -
zugsbezirk wohnt, papierlose Menschen aber im Regelfall kei -
ne Meldebestätigungen haben.41

Was soll

Der DSM fordert die konsequente Umsetzung des Rechtes auf 
Schulbildung. Das bedeutet bei einem gewöhnlichen Aufent-
halt  nach Ablauf von drei Monaten nach Asylantragsstellung 
die Teilnahme am Schulunterricht.
Erstaufnahmeeinrichtungen stellen keinen geeigneten Lernort 
dar, deswegen lehnen wir eine separate, nicht inklusive Beschu-
lung in den EAE  ab.

Der DSM fordert 
•  generell das Landesrecht inklusiver zu gestalten und das 

Recht auf Schule für alle Kinder klar zu stellen. Ein ex-
pliziter Zusatz im Landesschulgesetz ist notwendig, der 
verankert, dass alle Kinder unabhängig vom Aufenthalts -
status einen Anspruch auf Einschulung haben. Damit wird 
das Schulrecht von Kindern und Jugendlichen in der auf-
enthaltsrechtlichen Illegalität unmissverständlich für alle 
Menschen klar verständlich.

• w eitere rechtliche Klarstellungen zum Datenschutz. 
Wenn Daten nicht gemeldet werden müssen, dürfen sie 
auch nicht weitergegeben werden. Diese Klarstellung ist 
wichtig, damit ein Schulbesuch ohne Angst vor Aufde -
ckung möglich ist.

•  dass Schulbehörden über die derzeitige Rechtslage  in-
formiert werden  um diesen ein Angebot gangbarer Ver-
fahren zu bieten. Dass Schulen und andere Bildungs- und 
Erziehungseinrichtungen weder der Ausländerbehörde, 
noch der Polizei Hinweise auf illegalen Aufenthalt mel-
den müssen (und daher auch nicht dürfen), ist nicht allen 
Schulämtern, -räten und -behörden bewusst. Deswegen 
muss der Freistaat in regelmäßigem Abstand alle betrof-
fenen Behörden über die geltende Rechtslage informie -
ren, um auch im System neu ankommende Mitarbeitende 
diesbezüglich auf dem Laufenden zu halten sowie prakti-
kable und transparente Verfahren im administrativen Um-
gang mit Schüler*innen ohne Meldebestätigung anzunbie-
ten (bspw. mit einem Leitfaden).

Um sich mit einer inklusiven Herangehensweise nicht nur 
pädagogisch, sondern auch rechtlich auf der sicheren Seite 
zu fühlen, brauchen Schulen eindeutige Auskünfte und lokal 
praktizierbare Umsetzungshinweise von Schulbehörden. Da -
her fordert der DSM, dass Schulbehörden Verfahren lokal 
etablieren müssen. 
Das Recht auf Bildung soll ebenfalls vonseiten des Schul -
personals durchgesetzt werden. Auch bei schwierigen Fällen 
muss das Schulpersonal (Schulleitung, Lehrkräfte, Sekreta -
riat) gangbare Wege schaffen, um Kindern ohne üblicherweise 
verlangte Papiere einzuschulen und somit deren Recht auf  
Bildung durchzusetzen.

34 Deutsches Institut für Menschenrechte (2017) „Welchen Zugang haben geflüchtete Kinder zu Schulen?“ 
 http://landkarte-kinderrechte.de/downloads/Infos-Bundeslaender-Schule-2017.pdf
35  Sächsischer Flüchtlingsrat et al. (2018): Positionspapier - Bildung für Alle - Zugang zum Bildungssystem für geflüchtete Minderjährige, 
 URL: https://www.saechsischer-fluechtlingsrat.de/wp-content/uploads/2018/02/Positionspapier-Bildung-EAE.pdf
36 Sächsischer Flüchtlingsrat e.V. (2019). Kinder und Jugendliche in EAEs 
 https://www.saechsischer-fluechtlingsrat.de/wp-content/uploads/2019/04/Kinder-und-Jugendliche-in-EAEs-Entiwcklung1.jpg
37  Sächsische Zeitung (2019): Unterricht für Flüchtlingskinder beginnt, URL: https://www.saechsische.de/dresden-erstaufnahmeeinrichtung-schule-unter- 
 richt-fuer-fluechtlingskinder-beginnt-5090049.html?�clid=IwAR0KuRshJTQy29bYUTbOiaZA2gH7HYq3WvAum9Hv6RNJ07outuwCBBO5ayc
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38  Staatsministerium für Kultus (2017): Lernangebot für Kinder und Jugend-liche in Erstaufnahmeeinrichtungen des Freistaates Sachsen - Curriculare Grundlagen,  
 URL: https://www.saechsischer-fluechtlingsrat.de/wp-content/uploads/2018/09/Anlage-1_Curriculare-Grundlagen-Lernangebot-EAE.pdf
39  Wächtler und Kollegen (2018): Stellungnahme zum „Lernangebot für Kinder und Jugendliche in Erstaufnahmeeinrichtungen des Freistaates Sachsen–Curriculare  
 Grundlagen“, URL: https://www.saechsischer-fluechtlingsrat.de/wp-content/uploads/2018/09/Stellungnahme-Bildung-EAE-Sachsen-Toth.pdf 
40  Funck, Karaka o lu Vogel (2015): „Es darf nicht an Papieren scheitern“ Theorie und Pra is der Einschulung von papierlosen Kindern in Grundschulen, URL: https:// 
 www.gew-berlin.de/public/media/Nicht_an_Papieren_scheitern_2015_A4_web.pdf 
41  Weitere Quellen: Deutscher Bildungsserver (2017). Schulbesuch von Flüchtlingen in den Bundesländern https://www.bildungsserver.de/Schulbesuch-von- 
 Fluechtlingen-in-den-Bundeslaendern-11428-de.html#Sachsen und Land Sachsen (2019) Schulbesuch und KiTa Betreuung https://www.asylinfo.sachsen.de/ 
 schulbesuch-und-kitabetreuung.html

4.3   Einführung einer Gemeinschaftsschule und mehr Bildung für eine offene, 
     akzeptierende, demokratische Haltung in einer vielfältigen Gesellschaft

Was ist

Durch die frühe Unterteilung in Gymnasium und Oberschu-
le/Förderschule ab der 4. Klasse separiert das sächsische Bil-
dungssystem heute schon sehr früh in „gute” und „schlechte”
Schüler*innen.
Die PISA-Studien zeigen auf, dass Bildungserfolg in Deutsch-
land eng mit sozialer und ethnischer Herkunft zusammen-
hängt.
In den 4 Jahren bis zur ersten Bildungsempfehlung ist es für Kinder 
mit internationaler Biografie oder Familiengeschichte immens 
herausfordernd:
•  das kulturelle Kapital (kulturspezifisches Wissen und 

Bildung), das viele herkunftsdeutsche Kinder aus dem 
Elternhaus mitbringen, in der Schule aufzuholen und  
wettzumachen

•  gegebenfalls in einer anderen Sprache als der im Eltern-
haus gesprochenen Lesen und Schreiben zu lernen.

Es ist erfreulich, dass Sachsen im INSM-Bildungsmonitor einen 
Spitzenplatz belegt. Jedoch ist die Konzentration auf die MINT-
Fächer mit einem Abbau der gesellschaftswissenschaftlichen 
und kulturellen Fächer verbunden. Dies erklärt auch, warum
im Freistaat das Wissen über Möglichkeiten der politischen 
Mitwirkung in der eigenen Kommune gering ist.

Was soll

Der DSM fordert:
•  die Einführung von Gemeinschaftsschulen für mehr Bil -

dungsgerechtigkeit und Inklusion aller. Längeres gemeinsa -
mes Lernen macht den Zugang zu Bildung unabhängiger 
von sozioökonomischen Faktoren/Herkunft und ermög -
licht folglich in gleichberechtigter Weise am Leben der de-
mokratischen Gemeinschaft teilzuhaben.

•  mehr Schwerpunktsetzung auf gesellschaftswissen -
schaftliche Fächer in den Lehrplänen allgemeinbildender 
und berufsbildender Schulen durch mehr Unterrichtsstun-
den für  Gemeinschaftskunde und Ethik und  politische Bil-
dung, um bei mehr sächsischen Schüler*innen eine offene, 
akzeptierende, demokratische Haltung sowie interkultu-
rellen Kompetenzen herauszubilden. Besuche im Stadtrat 
und Gesprächsmöglichkeiten mit Stadträt*innen sind für 
die Demokratieförderung und das Erkennen eigener Mit-
wirkungsmöglichkeiten zentral.
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4.4   Das Sächsische Ministerium für Gleichstellung und Integration (SMGI) soll ein 
     Fachgremium zum Bildungsmonitoring über die Inklusivität des sächsischen 
     Schulsystems einberufen: Bildungszugänge, -übergänge, Schulerfolg und Schulabschluss

Was ist

Der Schüleranteil mit Migrationshintergrund lag in Sach -
sen 2016/17 bei 8,9 % -  in den Städten Leipzig, Dresden und  
Chemnitz allerdings bei mehr als einem Viertel der Schüler*in -
nenschaft. Die Grundschulen verzeichneten im Schuljahr 
2016/17 mehr als 3.700 Kinder mit nichtdeutscher Staatsan -
gehörigkeit und damit einen Anstieg von 6,6 auf 10,5 % aller 
Schülerinnen und Schüler.42

Der Erfolg des sächsischen Schulsystems misst sich auch dar -
an, ob es gelingt Rahmenbedingung und Strukturen zu schaf-
fen, die eine familiäre Migrationsgeschichte und Mehrspra-
chigkeit als Ressource nutzen, statt zum Hindernis werden zu 
lassen.
Obwohl Bildungsmonitoring ein etabliertes Mittel der Qua-
litätsverbesserung darstellt, veröffentlicht das Sächsische 
Staatsministerium für Kultus keine Angaben über den schuli -
schen Erfolg von Schüler*innen mit sogenanntem Migrations -
hintergrund. 
Allerdings zeigt eine Studie der Bertelsmann Stiftung auf, dass 
sich die Chancen ausländischer Schüler*innen, einen Schulab -
schluss zu erwerben, in Sachsen zwischen 2004 und 2014 deut-
lich verschlechtert haben. 2004 verließen 9,5% der Schüler*in -
nen mit Migrationshintergrund die Schule ohne Abschluss, im 
Jahr 2014 allerdings 27,2% (weit über dem bundesdeutschen 
Durchschnitt von 12,9%)43. Die genauen Gründe lassen sich nur 
vermuten und Lösungsvorschläge sind nicht in Sicht. 

Was soll

Das Ziel von Bildungspolitik sollte es sein, Chancengleichheit 
zu garantieren und diesbezügliche Barrieren zu benennen, um 
an deren Abbau zu arbeiten. Im Sinne einer evidenzbasierten 
sächsischen Bildungspolitik fordert der DSM die Einberufung 
eines Fachgremiums durch das SMGI.
Aufgaben dieses Fachgremiums:
•  Koordinierend mit Ansprechpartnern in den Kommunen 

Erfahrungen und Daten erheben 
•  einen jährlicher Bericht zu erstellen mit Empfehlungen, 

welche Rahmenbedingungen geändert werden müssen, 
um gleichberechtigte Bildungszugänge und -übergänge zu 
schaffen, die hohe Zahl der Schulabbrüche zu senken und 
den Schulerfolg von Schüler*innen mit eigener oder fami-
liärer Migrationsgeschichte zu erhöhen

• repräsentative und anonyme Daten zum schulischen  
Erfolg von Schüler*innen mit eigener oder familiärer Mi-
grationsgeschichte zu erheben. Dabei soll die eigene 
bzw. familiäre Migrationsgeschichte von Schüler*innen 
einheitlich  erfasst und nach zentralen Merkmalen wie 
Aufenthaltsdauer in Deutschland/Mehrsprachigkeit etc. 
(systematisch differenziert anders als Mikrozensus Migra-
tionshintergrund) werden

•  zur Feststellung von Gründen der hohen Schulab-
bruchrate von Schüler*innen mit eigener oder fa-
miliärer Migrationsgeschichte, Benachteiligun-
gen in Bildungszugängen und -übergängen, sowie 
Schulerfolg sollen auch prozessbezogene Indikato-
ren und ein qualitativer Ansatz verwendet werden. 

Zusammensetzung des Fachgremiums:
•  Vertreter*innen des Landesschüler- und Landeselternrats
•  Wissenschaftler*innen mit Expertise im Bereich, z.B. über 

die Arbeit am Nationalen Bildungspanel (Uni Leipzig), am 
Sachsenmonitor, am Zentrum für Integrationsstudien (TU 
Dresden) sowie an der TU Mittweida (Fakultät Soziale Ar-
beit) 

• Praktiker*innen (Lehrpersonal, Schulleitung) mit eigener 
oder familiärer Migrationsgeschichte

Die Arbeit des Fachgremiums und seine Berichte sollen durch 
aktuelle Forschungsansätze zu gesamtgesellschaftlicher In-
klusion von Kindern mit Migrationshintergrund durch Bildung 
informiert sein (Vergleiche dazu das Horizon 2020-Projekt IM-
MERSE44).

42  DIPF | Leibniz-Institut für Bildungsforschung und Bildungsinformation (2019). Bildung in Sachsen im Spiegel der Nationalen Bildungsberichterstattung 2018.  
 https://www.pedocs.de/volltexte/2019/16565/pdf/Kuehne_et_al_2019_Bildung_in_Sachsen.pdf
43  Im Bundesdurchschnitt verlassen überdurchschnittlich viele sächsische Schülerinnen und Schüler die Schule ohne (Hauptschul-)Abschluss, insgesamt 8%.
44  DOZ e.V. (2019). Horizon 2020 – IMMERSE Projektstart https://www.doz.international/de/2018/12/20/horizon-2020-immerse-projektstart/



23

4.5 Anwerbung von mehrsprachigem Lehrpersonal mit eigener oder  
       familiärer Migrationsgeschichte

45  DIPF | Leibniz-Institut für Bildungsforschung und Bildungsinformation (2019). Bildung in Sachsen im Spiegel der Nationalen Bildungsberichterstattung 2018.  
 https://www.pedocs.de/volltexte/2019/16565/pdf/Kuehne_et_al_2019_Bildung_in_Sachsen.pdf
46 Gewerkschaft für Erziehung und Wissenschaft, Juri Haas (2019). Lehrkräfte mit Migrationshintergrund in Sachsen immer noch selten. 
 https://www.gew-sachsen.de/aktuelles/detailseite/neuigkeiten/lehrkraefte-mit-migrationshintergrund-in-sachsen-immer-noch-selten/
47  Kleine Anfrage der Abgeordneten Petra Zais (2014). Herkunftssprachlicher Unterricht 
 https://kleineanfragen.de/sachsen/6/417-herkunftssprachlicher-unterricht-an-saechsischen-schulen/viewer

Was ist

Die Bildungsexpert*innen Prof. Dr. Anatoli Rakhkochkine und 
Prof. Dr. Ingrid Gogolin betonen die wichtige Rolle von mehr-
sprachigen Pädagog*innen mit eigener oder familiärer Migra -
tionserfahrung an Schulen:
• Pädagog*innen, die sich selbst Deutsch als weitere Spra-

che angeeignet haben, bringen wichtige Erfahrungen mit – 
für die Didaktik des Deutsch als Zweitsprache (DaZ)- und 
des Fremdsprachenunterrichts.

• Die mehrsprachigen Kompetenzen von Kindern und Ju-
gendlichen können durch mehrsprachige Lehrkräfte in be-
sonderem Maße erhalten und gefördert werden.

•  Lehrkräfte mit Migrationserfahrungen können positive 
Rollenvorbilder für migrierte Schüler*innen sein und sie 
ergänzen die Kompetenzen von Lehrerkollegien im Be-
reich der interkulturellen Erziehung und Bildung.

• Geflüchtete und neu zugewanderte Schülerinnen und 
Schüler können durch Lehrkräfte mit einem gemeinsamen 
Erfahrungshorizont gestärkt werden. Auch die Kommuni-
kation mit den Eltern dieser Schüler*innen kann verbes-
sert werden.

Kaum Lehrpersonal mit eigener oder familiärer Migrations-
geschichte in Sachsen
Bei steigenden Schülerzahlen im letzten Jahrzehnt ist der Per-
sonalbestand an sächsischen allgemeinbildenden Schulen um 
2 % auf ca. 26.500 voll- und teilzeitbeschäftigte Lehrer*innen 
gesunken45. Viele Lehrkräfte gehen demnächst in Rente. Be-
mühungen, vergangene Fehlplanungen auszugleichen, kon-
zentrieren sich stark auf die Qualifizierung von Seiteneinstei-
ger*innen. Unter allen Bundesländern weist Sachsen derzeit 
den höchsten Anteil im Schuldienst auf. Dieser Mangel führt 
zu Unterrichtsausfällen, welche u.a. im Fach Deutsch als 
Fremd-/Zweitsprache überdurchschnittlich hoch sind. Laut 
dem Sächsischen Staatsministerium für Kultus gibt es ein 
Missverhältnis zwischen Schüler*innen mit Migrationshinter-
grund einerseits und Lehrkräften mit Migrationshintergrund 
andererseits. Im Jahre 2017 arbeiteten zirka 200 migrierte Lehr -
kräfte im Freistaat, die meisten mit einem Abschluss, den sie in 
europäischen Ländern erworben hatten. Lehrkräfte mit einem 
Berufsabschluss aus Außer EU-Ländern sind enorm unter-
repräsentiert, 26 gegenüber 30.102 Lehrkräften an sächsischen 
Schulen. Neueinstellungen sind verschwindend gering. Im 
Schuljahr 2018/19 wurden bis zum November  29 Bewerber*in-
nen mit ausländischen Abschlüssen eingestellt (2017/18: 43 ; 
2016/17: 55 Einstellungen). Diesen Zahlen gegenüber stehen 
957 Personen mit ausländischen Lehramtsabschlüssen, die 
sich seit 2012 in den Informations- und Beratungsstellen haben 
beraten lassen.

Was soll

Der DSM folgt der Position der Gewerkschaft für Erziehung 
und Wissenschaft und fordert:
•  Eine Änderung des Befähigungs-Anerkennungsgesetz als 

positive Maßnahme um Personen mit einem pädagogi -
schen Abschluss, auch mit nur einem studierten Fach eine 
Berufsanerkennung als Lehrer*in zu ermöglichen

•  dass Gebühren für das Anerkennungsverfahren gesenkt 
werden

• Lehrkräfte mit nicht anerkannten ausländischen Lehr-
amtsabschlüssen am Seiteneinsteiger*innen-Programm 
im Sinne der sächsischen Lehrer-Qualifikationsverord-
nung teilnehmen dürfen 

•  Assistenzprogramme in Verbindung mit Qualifikationsan-
geboten auszubauen

Seiteneinstieg für die meisten Pädagog*innen mit aus-
ländischen Lehramtsabschlüssen verwehrt, Anerkennung 
nicht möglich
„Seit diesem Jahr sind sich SMK und LASUB […] einig, dass 
Lehrkräfte mit nicht anerkannten Lehramtsabschlüssen keine 
Seiteneinstiger*innen im Sinne der sächsischen Lehrer-Quali-
fikationsverordnung sind und daher nur nach erfolgreicher An-
erkennung über das Befähigungs-Anerkennungsgesetz Lehrer
in den Schuldienst eingestellt werden können. Damit finden 
sich in Sachsen 85% der Pädagog*innen mit ausländischen
Lehramtsabschlüssen in einer Sackgasse wieder.“46

Eine kleine Anfrage an den sächsischen Landtag (2014) ergab, 
dass es „eine Anerkennung als Lehrkraft für herkunftssprachli -
chen Unterricht […] unmittelbar nicht geben [kann]. Ausbil-
dungen im Bereich der Sprachen, für die der Freistaat Sachsen 
ein Referenzsystem vorhält sind Deutsch, Englisch, Franzö -
sisch, Polnisch, Tschechisch, Russisch, Spanisch, Italienisch so -
wie die Alten Sprachen.“47 Diese Auswahl an Sprachen spiegelt 
nicht die vorhandene Mehrsprachigkeit der sächsischen Schü-
ler*innen mit familiärer Migrationsgeschichte wider.
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4.6   Flächendeckender DaZ-Unterricht und Umsetzung des schnellen gemeinsamen Lernens  
      in Regelklassen

Was ist

Der Freistaat Sachsen setzt sich zum Ziel, dass „umfangreiche
Rahmenbedingungen für eine chancengerechte Bildung und 
Erziehung geschaffen“ werden sollen.48 Das Erlernen des Deut-
schen als Bildungssprache ist in drei Etappen organisiert.
DaZ 1:  Vorbereitungsklassen/-gruppen zum Erlernen der  
 deutschen Sprache (max. 6 Wochen)
DaZ 2:  DaZ-Klasse und ausgewählte Teilnahme am mehr  
 oder weniger sprachbetontem Regelunterricht  
 (max. 10 Monate), keine Noten
DaZ 3:  Vollständiger Regelunterricht mit Notenvergabe und  
 DaZ zur weiteren Unterstützung

Insgesamt wurden 493 Vorbereitungsklassen mit rund 7.061 
Schülerinnen und Schülern an öffentlichen Schulen eingerich-
tet (Stand: April 2019). Das Angebot an DaZ 3 ist in den ver-
schiedenen Schularten und Kommunen nicht gleichmäßig 
abgedeckt und steht somit nicht allen Schüler*innen zur Ver-
fügung.

Eine Feststellung des Sprachniveaus Deutsch erfolgt nicht 
in genügendem Maße
Problematisch sind dem DSM angetragene Berichte aus der  
Praxis: In mehreren Fällen wurden Kinder mit als „nicht 
deutsch” klingenden Namen bei der Schulanmeldung auto-
matisch in DaZ-Klassen eingeteilt. Nachdem Beschwerden der
Eltern eingingen, wurde erklärt, dass die  Regelklassen schon 
voll seien und die Schule  nicht besucht werden könnte.
Das Deutschniveau in DaZ1-Klassen wird nicht regelmäßig 
überprüft und dadurch werden Schüler*innen dauerhaft in Vor-
bereitungsklassen beschult. Dies kommt einer Segregation gleich. 

DaZ-Unterricht bisher nicht flächendeckend
Besonders in strukturschwachen Regionen mit schlechtem 
ÖPNV und einer geringen Bevölkerungsdichte ist das DaZ-An-
gebot unzureichend.

Was soll

In dem hierzulande monolingualen Schulsystem ist Deutsch-
kompetenz zentral für schulischen Erfolg und bestimmt maß-
geblich über Bildungs- und Berufschancen. Daher soll Deutsch 
als Zweitsprache in allen drei Etappen (DaZ 1 - 3) flächende-
ckend vor Ort in allen sächsischen allgemeinbildenden und be-
ruflichen Schulen angeboten werden.

Ziel muss dabei  die schnelle Teilnahme am Regelunterricht  
und das gemeinsame Lernen mit allen Schüler*innen sein, un-
abhängig von der Erstsprache.

Der DSM fordert:
•  die Einhaltung der 6-Wochen-Dauer bei allen Schü -

ler*innen, die  DaZ1/Vorbereitungsklassen besuchen und 
die Eingliederung in den Regelunterricht 

• eine fachkundige Feststellung des Sprachniveaus vor 
der Einteilung in DaZ-Klassen sowie regelmäßige Über -
prüfung mit sofortiger Teilnahme am Regelunterricht bei 
entsprechendem Sprachniveau

•  eine  Förderung von Initiativen für mobilen DaZ-Unter -
richt oder Onlinelernen um strukturschwache Regionen 
zu erreichen und Bedarfe auch außerhalb der sächsischen 
Großstädte abzudecken.

48  Sächsisches Staatsministerium für Kultus (2019). Migration und Schule https://www.schule.sachsen.de/1752.htm
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4.7   Ausweitung und Etablierung des herkunftssprachlichen Unterrichts als  
         gleichwertiges Fach

Was ist

Kinder und Jugendliche mit eigener oder familiärer Migrati-
onsgeschichte wachsen oft zwei- und mehrsprachig auf. Der 
sächsische Lernplan für Vorbereitungsklassen an allgemein-
bildenden Schulen benennt richtigerweise als zentrales fachdi-
daktisches Prinzip „die Wertschätzung, Anerkennung und För-
derung der lebensweltlichen Mehrsprachigkeit der Schüler als 
eine Ressource mit individueller, gesellschaftlicher und wirt-
schaftlicher Bedeutung.“49 Verschiedene Studien zeigen, dass 
die Pflege der Herkunftssprache nicht nur die Sprachkompe-
tenz festigt, sondern auch den Erwerb der deutschen Sprache 
positiv beeinflusst.

Der Freistaat schuf 2014/2015 die curricularen Grundlagen  
für den herkunftssprachlichen Unterricht und erstellt Rahmen-
pläne in der Herkunftssprache im Wahlbereich an der Grund-
schule und in der Sekundarstufe I.

Wenig herkunftssprachlicher Unterricht – viel Selbstorga -
nisation der Eltern
Im Schuljahr 2015/2016 gab es 50 Lehrer*innen für herkunfts-
sprachlichen Unterricht an 99 – von insgesamt 1.516 - sächsi-
schen Schulen, die Unterricht in 15 verschiedenen Sprachen  
anboten.50

Die Sächsische Bildungsagentur kann einem Antrag auf Ersatz 
der 2. Fremdsprache durch den herkunftssprachlichen Unter-
richt an Gymnasien und Oberschulen zustimmen, wenn ausrei -
chend Schüler*innen mit einer gemeinsamen Herkunftsspra -
che in einer Jahrgangsstufe sind, z.B. Arabisch statt Russisch 
oder Französisch. Folglich wird der Unterricht von Eltern
nur mit viel Eigeninitiative möglich, sie müssen schul- und 
klassenübergreifend Eltern bzw. Schüler*innen mit gleicher 
Herkunftssprache ausfindig machen, oft auch Pädagog*innen 
selbst kontaktieren, um im letzten Schritt mit den beteilig -
ten Schulen über Platzierung im Stundenplan und Zugang zu  
Klassenräumen verhandeln. Im ländlichen Raum sind dem 
DSM keine Angebote herkunftssprachlichen Unterrichts be -
kannt.

Was soll

Der DSM begrüßt die Möglichkeit des herkunftssprachlichen 
Unterrichts (HSU) und fordert, dass dieser allen mehrsprachi-
gen Schüler*innen des Freistaates zur Verfügung gestellt
wird, um vorhandenes Sprachpotential zu fördern.

Zur schnellen Umsetzung fordert der Dachverband 
•  den zügigen Au�au eines zentralen Portals mit transpa -

renten mehrsprachigen Informationen über das HSU-An -
gebot für Eltern und Schüler*innen mit anschließender 
Informationskampagne

• die Ausweitung  des herkunftssprachlichen Unterrichts 
auf alle Sprachen, die nachweislich von Familien mit inter-
nationaler Geschichte gesprochen werden

•  eine Etablierung des herkunftssprachlichen Unterrichts 
als gleichwertiges Unterrichtsfach

•  die Öffnung dieses Unterrichts für alle interessierten 
Schüler*innen.

 
Um ein breites Unterrichtsangebot gewährleisten zu können, 
bedarf es einer Verankerung der Herkunftssprachen in den 
Lehramtsstudiengängen sowie einer Beschleunigung und Kos -
tenreduzierung der Qualifizierung herkunftssprachlicher Lehr-
kräfte mit ausländischen Abschlüssen für sächsische Regel-
schulen.

49  Sächsisches Staatsministerium für Kultus (2018). Lehrplan für Vorbereitungsgruppen/Vorbereitungsklassen an allgemeinbildenden Schulen - Deutsch als  
 Zweitsprache https://www.schule.sachsen.de/download/download_bildung/LP_DaZ_allgemeinbildende_Schule_2018.pdf
50  Blog des Sächsischen Staatsministeriums (2016) für Kultus - Unterstützung für Lehrer von Herkunftssprachen 
 https://www.bildung.sachsen.de/blog/index.php/2016/09/06/unterstuetzung-fuer-lehrer-von-herkunftssprachen/
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4.8   Angebote und Zugänge schaffen: nachholende schulische Bildung und berufliche  
     Qualifizierung für Neuzugewanderte und Geflüchtete (+16/+18) sicherstellen

Was ist

Jugendliche Neuzugewanderte/Geflüchtete, die erst während 
ihrer Adoleszenz nach Deutschland kommen, teilweise eine 
unterbrochene Bildungslau�ahn und demnach noch keinen 
Schulabschluss bzw. mit geringer schulischer Bildung haben, 
finden sich oft ohne sichergestellten Zugang zu schulischer 
und/oder beruflicher Bildung wieder.

Keine Zugänge zur schulischen Bildung (1. Bildungsweg)
Der Zugang zur Sekundarstufe II/Gymnasium ist dieser Gruppe
generell versperrt. Allgemeinbildende Schulen der Sekundar-
stufe I/Oberschulen halten keine Angebote für zugewanderte 
oder geflüchtete Jugendliche Ü16 bereit und sehen sich typi-
scherweise für diese Altersgruppe nicht zuständig.

Hindernisse bei der beruflichen Qualifizierung (1. Bildungs-
weg)
Im Rahmen eines Berufsvorbereitungsjahrs (BVJ) an berufs-
bildenden Schulen, das sich an alle Jugendlichen richtet, die 
nach der Beendigung oder dem Abbruch der Schule weder 
einen Ausbildungsplatz finden, noch weiterführende Schulen 
besuchen, kann u.U. ein Hauptschulabschluss erworben wer-
den. An sächsischen Berufsschulen sind die drei DaZ-Etappen 
zum Erlernen des Deutschen als Bildungssprache jedoch nicht 
hinreichend oder gar nicht etabliert. Für eine duale Ausbildung 
verlangen viele sächsische Ausbildungsbetriebe den Nachweis 
der Ausbildungsreife (Schulzeugnis) oder stellen Auszubilden -
de nur bis zu einer gewissen Altersgrenze ein. „Um eine duale 
Berufsausbildung zu beginnen gibt es [jedoch] keine gesetzli-
che Altersgrenze. Das Durchschnittsalter bei Ausbildungsbe -
ginn beträgt ca. 20 Jahre, wobei ca. 92 % der Ausbildungsan-
fänger unter 24 Jahre alt sind.”51

Für eine schulische Ausbildung wird ein Realschulabschluss bzw. 
Hauptschulabschluss gesetzlich verlangt. Darüber hinaus ist 
die Ausbildung  typischerweise kostenpflichtig (Lehrgangs-
gebühren oder Schulgeld, Anmeldegebühren, Kosten für Eig-
nungsprüfungen, Kosten für Lernmittel, Fachliteratur, Arbeits-
materialien sowie Prüfungsgebühren).

Schulische Bildung (2. Bildungsweg) bietet kaum  
Möglichkeiten den Lebensunterhalt zu sichern
Jugendliche Geflüchtete können theoretisch an Abendschulen 
oder Kollegs weitere Schulbildung erwerben. Ein Anspruch auf 
BaFög für eine erste Ausbildung an Kollegs, Akademien (sowie 
an berufsbildenden Schulen) ist jedoch vom Aufenthaltsstatus 
und –zeiten abhängig und für die Mehrzahl der Neuankom-
menden ausgeschlossen. Damit stellt sich das grundlegende 
Problem, wie/ob während dieser Zeit der Lebensunterhalt si-
chergestellt werden kann.

Landesprogramm Nachholende Bildung für Geflüchtete
Ein neues Programm zur „berufsbereichsbezogene Grund-

Was soll

„Befunde aus Nordamerika deuten darauf hin, dass Nachteile 
über die Zeit teilweise zurückgehen, wenn Sprachkenntnisse 
und qualifizierende Abschlüsse nachgeholt beziehungsweise 
anerkannt werden. Junge 'Flüchtlinge', die oft zunächst in den 
Ausbildungsmarkt eintreten, haben dabei die besten Chancen 
eines positiven [Arbeitsmarkt-]Integrationsverlaufs (S. 36)“52. 
Das Landesprogramm der nachholenden Bildung ist generell 
begrüßenswert, bietet aber keinen Schulabschluss und er-
reicht zu wenige Menschen. 
Daher fordert der DSM flexible und auf Praxiserfahrung aus 
anderen Bundesländern beruhende Lösungen, um das Recht
auf Bildung für alle Jugendlichen umzusetzen.

Speziell sind folgende Angebote zu schaffen:
• nachholende schulische Bildung in Vollzeit, die dem Bil-

dungsstand angemessen ist, mit entsprechender finan-
zieller Förderung

• berufsbegleitende nachholende schulische Bildung in 
Teilzeit, die zu einem (Haupt-/Real-) Schulabschluss führt

• berufsbezogener DaZ-Unterricht und Fördermaßnahmen 
zum Ausgleich einer unterbrochenen Bildungslau�ahn 
oder geringerer schulischer Vorbildung in sächsischen Be -
rufsschulen

• und folgende Angebote auszubauen bzw. zu institutiona-
lisieren

• kurze berufliche Orientierungsprogramme nach Vorbild 
des Bundesprogramms „Berufsorientierung für Geflüch-
tete“ (BOF).

51  Sächsisches Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr (2013). Duale Berufsausbildung – Made in Germany
52  Jonas Wiedner, Zerrin Salikutluk und Johannes Giesecke (2018): Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten: Potenziale, Perspektiven und Herausforderungen.  
 State-of-Research-Papier 7, Verbundprojekt ‚Flucht: Forschung und Transfer’, Osnabrück: Institut für Migrationsforschung und Interkulturelle Studien (IMIS) der  
 Universität Osnabrück / Bonn: Internationales Konversionszentrum Bonn (BICC), März 2018.
53  Sächsisches Schulgesetz - SächsSchulG 2018 §1 Erziehungs- und Bildungsauftrag

bildung verknüpft mit praktischer Tätigkeit“ (bspw. durch be-
triebliche Praktika) wurde für Geflüchtete über 18 Jahren in 
fünf verschiedenen Berufsbereichen neu geschaffen. Ziel ist die 
Ausbildungsreife. Die Teilnahme am 18-monatigen Programm 
führt nicht zur Aufenthaltssicherheit durch Ausbildungsdul-
dung. Erfolgreiche Teilnehmer*innen erhalten ein Zertifikat, 
allerdings keinen Schulabschluss. U.a. Personen mit Wohnver-
pflichtung in einer Erstaufnahmeeinrichtung (§ 61 Abs.1 AsylG) 
dürfen nicht an der Maßnahme teilnehmen.
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4.9  Leitsatz „Bildung zur Akzeptanz von Vielfalt“ und entsprechende Neukonzeption der  
    Lehrpläne  an sächsischen Oberschulen und Gymnasien

Was ist

§ 1 des sächsischen Schulgesetzes beschreibt den Bildungs- und 
Erziehungsauftrag unter anderem folgendermaßen: „(5) Die 
Schüler sollen insbesondere lernen [...] 4. allen Menschen vor-
urteilsfrei zu begegnen, unabhängig von ihrer ethnischen und 
kulturellen Herkunft, äußeren Erscheinung, ihren religiösen und 
weltanschaulichen Ansichten und ihrer sexuellen Orientierung 
sowie für ein diskriminierungsfreies Miteinander einzutreten.”53

Bildung zur Akzeptanz von Vielfalt ist in Berlin/Brandenburg so-
wie Baden-Württemberg bereits als Leitsatz verankert, jedoch 
bisher in Sachsen ausgespart. Im Schuljahr 2019 traten über-
arbeitete Lehrpläne in Kraft54, in denen eine Stärkung von Me-
dienkompentenz politischer Bildung und Bildung für nachhal-
tige Entwicklung formuliert wurde. Eine Sichtung der Lehrpläne 
ergab, dass Lernziele wie „Akzeptanz religiöser Vielfalt” sowie
„Erwerb interkultureller Kompetenz” wenig, und „Entwicklung 
rassismuskritischen Denkens” und „Postkolonialismus” keine 
Rechnung getragen wird.

Betonung des „Fremden“ in sächsischen Ethiklehrplänen
Der Umsetzungsplan des sächsischen Zuwanderungs- und In-
tegrationskonzeptes II sieht eine „Prüfung Curriculum Ethik-
unterricht an Schulen und gegebenenfalls stärkere Vermitt-
lung von Religionswissen als Bestandteil des Ethikunterrichts, 
Grundwerte Ethikunterricht mit Sozialkompetenzerwerb ver-
binden durch Rollenspiele, regelmäßige Projekttage“ vor55. 
Neue Ethiklehrpläne wurden für sächsische Oberschulen und 
Gymnasien veröffentlicht. Der Lehrplan an Gymnasien für Klas-
senstufe 8 sieht die Entwicklung sogenannter „interkultureller 
Kompetenz” wie folgt vor: „Die Beschäftigung mit fernöstli-
cher Religiosität eröffnet den Schülern die Möglichkeit, sich mit 
Wertvorstellungen, Normen und Lebensentwürfen auseinan-
der zu setzen, die sich wesentlich vom Denken in unserem Kul-
turkreis unterscheiden. Ihnen wird die Vielfalt an Lebensformen 
innerhalb einer Religion deutlich. Das fördert ein Bewusstsein 
für die Notwendigkeit, das Fremde genauer kennen zu lernen, 
um differenziert urteilen zu können.“ Unter dem Lernziel „Sich 
positionieren zu Aspekten der Begegnung mit der islamischen 
Religion und Kultur“ findet sich in neuen Lehrplänen jetzt die er-
gänzende Bemerkung „Vorurteilen und Islamfeindlichkeit ent-
gegentreten.“ Für sächsische  O  berschulen sieht der Rahmen

Koloniale Stereotypen in den Rahmenlehrplänen für  
Geschichte/Geografie
In den neuerlich überarbeiteten Lehrplänen werden noch im-

Was soll

Nicht nur ein vorurteilsfreier Umgang, sondern die Akzeptanz 
von Vielfalt sollte ein Leitsatz sächsischer Bildungspolitik sein.
Der DSM fordert:
• die Lernziele Akzeptanz religiöser Vielfalt, Erwerb inter-

kultureller Kompetenz sowie rassismuskritisches Denken 
bereits  in die Rahmenlehrpläne der Grundschule aufzu -
nehmen

• eine weitergehende inhaltliche und konzeptionelle 
Überarbeitung der Lehrpläne Ethik: ohne Vermischung 
von interkultureller Kompetenz und des Wertes religiöse 
Akzeptanz, eine Bildung zur Akzeptanz statt zu kurz ge-
griffener Toleranz, sondern mit Blick auf hybride kulturelle 
Identitäten und Bewusstmachen des „Verbindenden,“ die 
Erstellung von modernem Vielfaltsbewusstsein, statt den
Schwerpunkt auf Postulierung von Fremdheit, kultureller 
Homogenität und die Betonung von Unterschieden zu legen

• Moderne, vielfaltsbewusste Handreichungen für den 
Schulunterricht

• Die kritische Auseinandersetzung mit dem europäischen 
Kolonialismus und Rassismus sowie die Folgen bis heute 
sollen im Lehrplan verankert werden. Dies umfasst die da-
mit verbundenen Genozide sowie die Erinnerung und Wür-
digung des antikolonialen Widerstands. Kenntnisse über 
die kolonialen Folgen für die Verteilung von Armut und 
Reichtum in der Welt sollen erworben werden.

Dafür soll das Sächsische Ministerium für Kultus eine Lehr -
plankommission für „Bildung zur Akzeptanz von Vielfalt“  
einsetzen, die u. a. mit 
• externen (Bildungs)Expert*innen für Vielfaltskompetenz/

Diversity, intersektionale Pädagogik, Dekolonisierung und 
rassismuskritischer Arbeit

• Vertretern und Religionswissenschaftler/-pädagogen der 
unterschiedlichen Weltreligionen besetzt ist.

54 Sächsisches Staatsministerium für Kultus (2019). Neue Lehrpläne für Sachsens Schulen 
 https://www.bildung.sachsen.de/blog/index.php/2019/06/25/neue-lehrplaene-fuer-sachsens-schulen/
55  Sächsisches Staatsministerium für Soziales und Verbraucherschutz (2018). Zuwanderung und Integration gut gestalten – Zusammenhalt leben - 
 Zuwanderungs- und Integrationskonzept II des Freistaates Sachsen Umsetzungsplan für einen weltoffenen und zukunftsorientierten Freistaat Sachsen.   
 http://www.zik.sachsen.de/download/BF_ZIKII_Umsetzungsplan_20180917.pdf
56  Arndt, Susan (2004). „‚Eingeborene/Eingeborener‘“, in: Susan Arndt/Antje Hornscheidt (Hg.). Afrika und die deutsche Sprache. Ein kritisches Nachschlagewerk.  
 Unrast, S. 117. 

mer koloniale Stereotypen reproduziert. Es ist z.B. die Rede
von „Ureinwohnern” und „Indianern”. Der Lehrplan für sächsi-
sche Oberschulen sieht z.B. nur wenige Unterrichtsstunden in 
Klasse 7 für das Lernziel „Sich positionieren zum Umgang der 
Eroberer mit den [sogenannten] Ureinwohnern" und das The-
ma „Kolonialisierung Afrikas” vor.

„Mit dem Begriff ‚Ureinwohner/innen‘ werden nur Schwarze  
Menschen in ehemaligen Weißen Kolonien bezeichnet. Ihm haften 
abwertende Konnotationen wie etwa ‚fehlende Zivilisation‘ und 
‚Primitivität‘ an. Die Vorsilbe ‚ur‘ weckt Assoziationen einer längst 
vergangenen Zeit und damit einer Rückschrittlichkeit. Sie impli-
ziert, ähnlich wie ‚Eingeborene‘, dass das aus westlicher Sicht zum 
‚Anderen‘ gemachte sich auf einer niedrigeren Entwicklungsstufe 
befindet als das ‚Eigene‘ “56

lehrplan für Klassenstufe 8 vor: „Entwickeln von interkulturel-
ler Kompetenz und Erwerben religionskundlichen Wissens: Die 
Schüler erwerben Wissen über die Religion des Islam. Sie 
festigen ihre Bereitschaft, andere Lebensformen und Wert-
vorstellungen zu tolerieren.” Unter dem Lernziel „Beurteilen 
medialer Darstellungen des Islam” findet sich nach der Über-
arbeitung die ergänzende Bemerkung „Umgang mit Stereo-
typen und Islamfeindlichkeit”.

-
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5   Gesundheitsversorgung und Gesundheitsförderung
      Das Menschenrecht auf den „höchsten erreichbaren Stand an körperlicher und geistiger Gesundheit" gehört zu den 
 wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Menschenrechten.57

5.1   Gleichwertige Gesundheitsversorgung für Geflüchtete und EU-Bürger*innen:  
    Elektronische Gesundheitskarte statt Behandlungsscheine

Was ist

Das Menschenrecht auf Gesundheit (UN-Sozialpakt Art. 12) 
sieht einen gleichberechtigten Zugang zu medizinischer Versor -
gung vor.

Geflüchtete: Behandlungsscheine für akute Krankheiten 
und Schmerzzustände
Laut Asylbewerberleistungsgesetz haben Asylbewerber*innen 
in Deutschland erst nach 15 Monaten Aufenthalt ein Recht auf 
die volle Gesundheitsversorgung. Sobald das sogenannte „Ge -
ordnete-Rückkehr-Gesetz“ in Kraft getreten ist, erhöht sich die 
Frist gar auf 18 Monate. Vorher sind Geflüchtete im Asylver-
fahren und mit Duldung nicht Teil der Regelversorgung und es 
besteht lediglich ein Recht darauf, gegen akute Krankheiten und 
Schmerzzustände behandelt zu werden. Die berechtigte Angst 
vor Abschiebung führt dazu, dass medizinische Leistungen nicht 
in Anspruch genommen werden können und Krankheiten nicht 
oder zu spät erkannt werden und oft nicht adäquat oder sogar 
gar nicht behandelt werden. Zu spät therapierte Erkrankungen 
können chronifizieren oder/und zu sehr kostenintensiven Not-
fallbehandlungen im Krankenhaus führen und darüber hinaus 
schwerwiegende gesundheitliche Folgen für die Patient*innen 
haben. Auch Schwangerschaften werden oft nicht medizinisch 
betreut, was mit einem hohen Risiko für das Leben von Mut-
ter und Kind verbunden ist.58 Innerhalb der 15-Monate/18-Mo -
nate-Frist erfolgt die Ausstellung des Krankenbehandlungs -
scheins mit eingeschränktem Leistungsanspruch nach §§ 4 und 
6 AsylbewLG (Akut- und Schmerzbehandlung) durch unter -
schiedliche Behörden im Freistaat.

Zuständigkeit Unterbringung Gültigkeit

Landesdirektion 
Sachsen

Erstaufnahme-
einrichtung

Behandlungstag

Sozialamt Dres-
den

kommunal dezen-
tral in Dresden

laufender Monat, 
max. bis Ende des 
nächsten Monats

Landratsamt
kommunal dezen-
tral im Umland 
von Dresden

Quartal

In diesem Rahmen erforderliche diagnostische und therapeu -
tische Maßnahmen über die hausärztliche Behandlung hinaus 
sowie Hilfs- und Heilmittel unterliegen dem Zustimmungs -
vorbehalt des Versicherers. Bei diesen Sonderkostenträgern 
werden in der Regel Dolmetscherkosten durch den jeweiligen 

57  UN Sozialpakt 1966 (Art. 12)
58  https://medibueros.medinetz-ulm.de/?page_id=13
59  Gesundheit für Geflüchtete - Informationsportal von Medibüros/ Medinetzen (2017): Gesundheitskarte - Regelungen in den Bundesländern, 
 URL: http://gesundheit-gefluechtete.info/gesundheitskarte/ 

Versicherer übernommen.

Elektronische Gesundheitskarte in anderen Bundesländern
Anders als in Sachsen erhalten Geflüchtete in Berlin, Branden-
burg, Thüringen, Schleswig-Holstein, Bremen und Hamburg 
eine elektronische Gesundheitskarte (eGK). Die eGK in Bremen 
und Hamburg ermöglicht Asylsuchenden den gleichen An -
spruch auf gesundheitliche Versorgung wie gesetzlich Kran -
kenversicherten. In Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und 
Rheinland-Pfalz haben sich einige Kommunen für die elektro-
nische Gesundheitskarte für Geflüchtete entschieden.59 Ge -
flüchtete mit eGK berichten häufiger von einer Besserung ihres 
Gesundheitszustands nach medizinischer Behandlung als Pa-
tienten mit Behandlungsschein.60

Nicht erwerbstätige EU-Bürger*innen
Wenn z.B. wegen Kinderbetreuung zeitweise eine abhängige 
Beschäftigung nicht möglich ist, entfällt der gesetzliche Versi-
cherungsschutz. Viele zeitweise nicht erwerbstätige EU-Bür-
ger*innen sammeln Schulden durch Arztkosten an. Das Deut-
sche Rote Kreuz fasst die Sachlage wie folgt zusammen: „Nicht 
erwerbsfähige EU-Bürgerinnen und EU-Bürger: Nach § 23 Ab -
satz 3 SGBXII erhalten nicht erwerbsfähige Ausländerinnen und 
Ausländer– einschließlich der EU-Bürgerinnen und EU-Bürger 
– grundsätzlich keine Hilfen bei Krankheit, wenn ihr prägendes 
Motiv, nach Deutschland zu kommen, war, Arbeit zu suchen 
oder Sozialhilfe zu erlangen. Tritt dieser Fall ein, bleiben sie je -
doch nicht ohne jede Versorgung. Allerdings soll in diesen Fäl -
len Krankenhilfe nur gewährt werden, um einen ‚akut lebens -
bedrohlichen Zustand‘ zu beheben oder ‚eine unaufschiebbare 
und unabweisbar gebotene Behandlung einer schweren oder 
ansteckenden Erkrankung‘ und im Anschluss daran die Rück -
kehr ins Herkunftsland zu ermöglichen. Wird der Hilfebedürf -
tigen bzw. dem Hilfebedürftigen vorgeworfen, er sei nur nach 
Deutschland eingereist, um Sozialhilfe zu beziehen, ist zu über -
legen, ob dies tatsächlich das prägende Motiv der Einreise war. 
Es ist zu empfehlen, ablehnende Bescheide zu prüfen und hier-
gegen dann gegebenenfalls mit Widerspruch und Klage bzw. 
gegebenenfalls im Wege des Eilrechtsschutzes – unterstützt 
durch Beratungs- bzw. Prozesskostenhilfe – vorzugehen.”61 Eine 
Krankenversicherung ist Voraussetzung für den Aufenthaltsti -
tel.
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Was soll

Migrant*innen und Geflüchtete  haben dasselbe Recht auf ge -
sundheitliche Versorgung, wie Menschen die ihr Land nicht ver-
lassen haben. Gesundheitsversorgung muss diskriminierungs -
frei verfügbar sein.

Der DSM fordert 
• dass sich die Landesregierung der Problematik annimmt 

und gegenüber der Bundesregierung vermittelt, sodass in 
Sachsen lebende EU-Bürger*innen volle gesundheitliche 
Versorgung auch dann wahrnehmen können, wenn sie - 
z.B. aufgrund der Pflege Angehöriger oder der Kinderer -
ziehung - zeitweise nicht erwerbstätig sind.

• die Einführung einer elektronischen Gesundheitskar -
te für Geflüchtete für die Zeit von 15 beziehungsweise 18 
Monaten, den Ermessenspielraum des Freistaates nutzend 
wie in anderen Bundesländern bereits umgesetzt. Dies 
vereinfacht auch die jedem zustehende freie Arztwahl, da 
zumindest die Abrechnungsmodalitäten für die niederge-
lassenen Arztpraxen überschaubar werden.

60  Helmut Schröder, Klaus Zok, Frank Faulbaum (2018). Gesundheit von Geflüchteten in Deutschland – Ergebnisse einer Befragung von Schutzsuchenden  
 aus Syrien, Irak und Afghanistan. Wissenschaftliches Institut der AOK. https://ec.europa.eu/migrant-integration/librarydoc/gesundheit-von-
 gefluchteten-in-deutschland-ergebnisse-einer-befragung-von-schutzsuchenden-aus-syrien-irak-und-afghanistan?lang=en
61  Deutsches Rotes Kreuz (2013). Gesundheitsversorgung für EU-Bürgerinnen und EU-Bürger in Deutschland. 
 Berlin https://www.drk-wb.de/download-na.php?dokid=23582
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5.2  „Recht verstanden zu werden“ – professionelle Dolmetscherleistungen sowie Sprach-   
    und Kulturmittlung sicherstellen 

Was ist

Eine ausreichende Verständigung zwischen fremdsprachigen 
Patienten und den im Gesundheitssystem tätigen Fachkräften 
ist eine notwendige Basis für eine adäquate Gesundheitsver -
sorgung, das heißt fachgerechte Beratung, Diagnostik und 
Behandlung. Im medizinischen Bereich können entstehende 
Missverständnisse schwere Folgen haben, bei Klinikaufent -
halten und Notfällen, aber auch falscher Medikamentenein-
nahme etc. Dies hat nicht nur negative Konsequenzen für den 
Patienten, es entstehen auch Folgekosten für das Gesund-
heitswesen. Bei einer deutschlandweiten Studie unter mehr als 
2000 Geflüchteten, berichtet mehr als jeder Zweite über große 
Schwierigkeiten in der Arztpraxis oder im Krankenhaus.62

Das Zuwanderungs- und Integrationskonzept des Freistaates 
Sachsen II (ZIK II) fokussiert mehrsprachiges Informationsma -
terial/Gesundheitswegweiser und eine Anregung zur An -
werbung freiwilliger Gesundheitslotsen an die sächsischen 
Kommunen.

Keine gesetzliche Regelung zur Kostenübernahme von Dol -
metscherleistung und Sprachmittlung
„Die Frage, wer im Rahmen der ordnungsgemäßen Patienten-
au�lärung die Dolmetscherkosten zu tragen hat, ist gesetzlich 
nicht geregelt und wurde gerichtlich noch nicht entschieden“ (S.9).

63

Im Regelsystem des Gesundheitswesens besteht kein An -
spruch auf die Übersetzung fremdsprachiger Vorbefunde oder 
anderer medizinischer Unterlagen (z.B. Impfausweis).

Vermittlung von Verweiswissen/Systemwissen von  
Migrant*innen für Migrant*innen in Sachsen
Projektgebunden gefördert durch die Techniker Krankenkasse 
bildet das Gesundheitsamt Leipzig in Zusammenarbeit mit 
dem Deutschen Roten Kreuz über 5 Jahre kultursensible Ge -
sundheitslotsen aus. Ziel ist die Verbesserung der gesundheit -
lichen Situation von Migrantinnen und Migranten durch Infor -
mationen über individuelle und institutionelle Möglichkeiten 
der Gesundheitsförderung und Prävention sowie das deutsche 
Gesundheitssystem. Auch die Sächsische Landesvereinigung 
für Gesundheitsförderung e. V.  bildet über das Projekt „Mi-
Mi-Gesundheitsschulung” interkulturelle Mediator/-innen 
für Gesundheit aus (Menschen mit sogenanntem Migrations -
hintergrund), Fördergeldgeber ist das Bundesministerium für 
Gesundheit.

Innovation im Quartier
Der Paritätische Gesamtverband hat unter inhaltlicher sowie 
finanzieller Beteiligung der gesetzlichen Krankenkassen – ver-
treten durch den Verband der Ersatzkassen e.V. (vdek), den BKK 
Dachverband, die IKK, der Sozialversicherung für Landwirt-
schaft, Forsten und Gartenbau sowie der Knappschaft - das 
Projekt „Bewusst – Gesund – Aktiv: Gesundheitsförderung für 

Was soll

Menschen haben ein Recht darauf verstanden zu werden, ge -
setzlich geregelt ist die Au�lärungspflicht (§ 630 BGB). Nach 
einem Urteil des Oberlandesgericht (OLG) Nürnberg vom 
28.06.1995 (4 U 3943/94) genügt es zur ordnungsgemäßen 
Au�lärung eines Patienten, der der deutschen Sprache nicht 
mächtig ist, nicht, lediglich einen fremdsprachlichen Au�lä-
rungsbogen zu übergeben.
Der DSM fordert:
• Modelle  aufzubauen und zu etablieren, die Dolmet -

scherleistungen und Sprachmittlung in stationärer me -
dizinischer Versorgung in sächsischen Krankenhäusern  
sicherstellen. Hierbei soll auf bereits bestehende Modelle 
aus anderen Bundesländern zurückgegriffen werden, wie 
„Community Interpreting“, Medizindolmetschen und Tele -
fon- und Videodolmetschen39.

• Nachhaltige Finanzierungskonzepte für Dolmetscher -
leistungen und Sprachmittlung zu entwickeln und gegen -
über der Bundesregierung auf gesetzliche Regelung bezüg -
lich der Kostenübernahme von Dolmetscherleistungen 
und Sprachmittlung hinzuarbeiten, z.B. auf die Übernah-
me der notwendigen Dolmetscherkosten durch die gesetz -
lichen Krankenkassen (Abrechnungsziffer für die entspre -
chende Gesprächsleistung) bzw. Sozialämtern, wie von der 
Bundesärztekammer (2015), Bundespsychotherapeuten -
kammer (2015) und der bundesweiten Initiative „Sprach -
mittlung im Gesundheitswesen“ gefordert. Dies soll die 
Übersetzung fremdsprachlicher Vorbefunde und medizini -
scher Unterlagen mit einschließen.

• Nachhaltige Finanzierungskonzepte, speziell für die 
Sprachmittlung in psychiatrischen, psychologischen 
und psychotherapeutischen Behandlungen und Bera -
tungen zu entwickeln (siehe unten)

62  Helmut Schröder, Klaus Zok, Frank Faulbaum (2018). Gesundheit von Geflüchteten in Deutschland – Ergebnisse einer Befragung von Schutzsuchenden aus  
 Syrien, Irak und Afghanistan. Wissenschaftliches Institut der AOK. https://ec.europa.eu/migrant-integration/librarydoc/gesundheit-von-gefluchte- 
 ten-in-deutschland-ergebnisse-einer-befragung-von-schutzsuchenden-aus-syrien-irak-und-afghanistan?lang=en 
63  Landesvereinigung für Gesundheit und Akademie für Sozialmedizin Niedersachsen (2015). Sprachmittlung im Gesundheitswesen - Erhebung und einheitliche  
 Beschreibung von Modellen der Sprachmittlung im Gesundheitswesen. https://www.bikup.de/wp-content/uploads/2016/07/Studie_Sprachmittlung-im- 
 Gesundheitswesen.pdf

Migrant/-innen im Quartier“ gestartet. Der Leipziger Standort 

des Verbandes Binationaler Familien ist Projektpartner.

Kostenlose SprInt-Sprachmittlung in kommunalen Einrich-
tungen in Leipzig
Die Stadt Leipzig ermöglicht kommunalen Einrichtungen im 
Bildungs-, Sozial- und Gesundheitswesen die kostenlose Inan -
spruchnahme von SprInt-Sprachmittlern. Dies umfasst auch 
den Einsatz von SprInts in therapeutischen Settings im Ver -
bund Gemeindenahe Psychiatrie, dh. an den fünf Standorten 
zur teilstationären und ambulanten  Behandlung und Beratung
für erwachsene Menschen mit psychischen Erkrankungen oder 
psychosozialen Problemen. Die Kosten werden vom Referat 
für Migration und Integration Leipzig übernommen. In Leipzig 
erhalten die aktuell 115 SprInt-Sprachmittler für ihren Einsatz
eine Stundenpauschale und Fahrtkosten erstattet – anderswo 
erfolgt die Sprachmittlung oft ehrenamtlich – sie werden ge -
schult und mitteln in zirka 30 Sprachen.
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64  Helmut Schröder, Klaus Zok, Frank Faulbaum (2018). Gesundheit von Geflüchteten in Deutschland – Ergebnisse einer Befragung von Schutzsuchenden aus Syrien,  
 Irak und Afghanistan. Wissenschaftliches Institut der AOK. https://ec.europa.eu/migrant-integration/librarydoc/gesundheit-von-gefluchteten-in-deutsch- 
 land-ergebnisse-einer-befragung-von-schutzsuchenden-aus-syrien-irak-und-afghanistan?lang=en 
65 vgl.Sächsischer Landtag (2019): Drs. 6/17005 - Psychosoziale Versorgung von Geflüchteten im Freistaat Sachsen, Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE
66  Sächsischer Landtag (2018): Drs. 6/12956 - Kleine Anfrage der Abgeordneten Juliane Nagel, Fraktion DIE LINKE, Thema: Erfüllung der Garantien der EU-Aufnahmerichtlinie
67 Sächsischer Flüchtlingsrat e.V. (2018): Newsletter 30 vom 21. Dezember 2018, URL: https://www.saechsischer-fluechtlingsrat.de/de/2018/12/21/sfr-newslet- 
 ter-30-2018-petition-fuer-bildung-unterzeichnen-einblick-in-lagerorganisation/
68  Europäisches Parlament (2013): Richtlinie 2013/33/EU des europäischen Parlaments und des Rates vom 26.6.2013 zur Festlegung von Normen für die Aufnahme  
 von Personen, die internationalen Schutz beantragen

5.3  Zugang zu psychosozialen, psychotherapeutischen und psychiatrischen Strukturen

Was soll

Ein guter psychischer Gesundheitszustand ermöglicht die Teil -
habe am gesellschaftlichen Leben. 

Der DSM fordert
• dass auch Sachsen die Neufassung einer Richtlinie der 

EU-Kommission68 umsetzt, die festlegt, dass gerade Opfer 
von Folter und Gewalt Zugang zu angemessener medizi -
nischer und psychologischer Behandlung oder Betreuung 
durch adäquat ausgebildetes Betreuungspersonal erhalten 
sollen.

• den besonderen psychotherapeutischen bzw. psychiatrischen
Bedarf von Menschen mit Flucht- und Gewalterfahrungen 
im Freistaat Sachsen zu decken

• den Au�au einer sprachsensiblen psychiatrischen Ambu-
lanz zur umfassenden Diagnostik/Screening besonderer 
Schutzbedürftigkeit und zur raschen und professionellen 
Krisenintervention. Das Screening sollte frühzeitig im Rah -
men der Erstuntersuchung  erfolgen und genderrelevante 
Aspekte berücksichtigen.

Was ist

Insbesondere bei geflüchteten Menschen bedarf es umfassen-
der psychotherapeutischer und psychiatrischer Strukturen der 
Gesundheitsversorgung. Von den Regelstrukturen sind Geflüch -
tete im Asylverfahren und mit Duldung jedoch ausgeschlossen, 
weil das Asylbewerberleistungsgesetz eine Behandlung nur im 
Akut- und Schmerzfall vorsieht. Psychotherapien und psychiat-
rische Behandlung sind nur in Ausnahmefällen vorgesehen. 
Ein aktuelle Studie zeigt, dass
• Rund drei Viertel der Schutzsuchenden unterschiedliche 

Formen von Gewalt erfahren haben und oft mehrfach 
traumatisiert sind

• Mehr als zwei Fünftel Anzeichen einer depressiven Erkran-
kung aufweisen

• Schutzsuchende mit Gewalterfahrung mehr als doppelt so 
oft physische und psychische Beschwerden aufweisen.64

 
Bedarf

Mangelhafte Identifizierung besonders Schutzbedürftiger
Die besondere Schutzbedürftigkeit geflüchteter Menschen 
wird durch die EU-Aufnahmerichtlinie Art 21 definiert. Neben 
anderen zählen auch Menschen mit psychischen Erkrankun-
gen oder Opfer von Menschenhandel oder Folter dazu. Das 
sächsische Innenministerium gibt an, dass eine Identifizierung 
erfolge.66 

Nach der gesammelten Praxiserfahrung  in den Werkstattgesprächen
und der Einsicht durch einen Pressetermin im „Ankerzent-
rum“ in Dresden (Containerdorf, Verzahnung Unterbringung 
mit BAMF, Zentrale Ausländerbehörde und Gesundheitsamt)  
muss konstatiert werden, dass dem nicht so ist.

Die psychiatrische und psychologische Behandlung für neu -
zugewanderter Migrant*innen/Asylbewerber ist ohne Sprach -
mittlung bzw. professionelles Dolmetschen schlichtweg nicht 
möglich.

Die drei psychozentralen Zentren in Sachsen leisten Verweis-
beratung, Traumatherapien finden nicht statt. Sie können die 
Nachfrage nicht auffangen. In Leipzig konnten die Zentren im 
Jahr 2018 nur 43% der angefragten Beratungen durchführen, 
in Dresden liegt die Quote bei 31%. Das neu gegründete 
Zentrum in Chemnitz konnte alle angefragten Beratungen 

65durchführen.  An einem Tag pro Woche bietet z.B. die Interna-
tionale Praxis Dresden Behandlung psychiatrisch vorstelliger 
Patienten mit muttersprachlichen Dolmetschern an. Derzeit 
ist die Kapazität nahezu erschöpft. Es gibt keine zeitnahe 
Zuweisungsmöglichkeit an niedergelassene Ärzte. In den eta-
blierten Strukturen sind kaum Ressourcen vorhanden. Es gibt 
einige weitere psychologische Beratungsangebote durch 
Vereine und Institutionen, dort aber fehlt allerdings die dia-
gnostische psychiatrische Kompetenz.
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5.4  Einrichtung und dauerhafte Finanzierung von diversitätssensiblen und  
        antirassistischen Praxen

Was ist

Neue internationale Praxen sind nicht dauerhaft finanziert
Migrant*innen, internationale Student*innen Asylbewer-
ber*innen, und Arbeitnehmer*innen, sowie alle, die nicht aus-
reichend die deutsche Sprache beherrschen oder tagsüber eine 
Versorgung mit Sprachmittlung benötigen, können die inter -
nationale Praxis Chemnitz mit Sitz am Uniklinikum aufsuchen. 
Die Behandlungen von Erwachsenen, Kindern und Schwange-
ren erfolgt sprach- und kultursensibel mit Hilfe von Dolmet-
schern in verschiedenen Sprachen und im Rahmen des jewei-
ligen Leistungsspektrums des Versicherers. Die Praxis wird bis 
Ende 2020 öffentlich gefördert. Ein Bestand ab 2021 ist derzeit 
noch nicht geklärt.

Zwei nichtstaatliche Anlaufstellen arbeiten ehrenamtlich
Medinetz (oder MediBüro) sind nichtstaatliche Anlaufstellen 
und vermitteln medizinische Hilfe für Migrant*innen unab -

Diese Anlaufstellen gibt es in Dresden und Leipzig. Das Medi-
netz Dresden wurde 2009 mit dem Sächsischen Förderpreis für 
Demokratie ausgezeichnet. Ärzt*innen, Übersetzer*innen und 
andere Mitarbeiter*innen arbeiten ehrenamtlich. Der Verein fi-
nanziert sich durch Spenden.

Was soll

Der DSM fordert
• die dauerhafte Finanzierung bestehender internationa -

ler Praxen
• die Einrichtung und dauerhafte Finanzierung weiterer di -

versitätssensibler und antirassistischer Praxen in den 
Kommunen

• die Beschäftigung mehrsprachiger Ärzt*innen,  
Therapeut*innen mit eigener Migrationsgeschichte.

hängig vom Aufenthalts- und Krankenversicherungsstatus.
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69  Sächsischer Landtag (2017): Drs. 6/7768 - Kleine Anfrage der Abgeordneten Juliane Nagel, Fraktion DIE LINKE, Thema: Abschiebungen aus Sachsen im 4. Quartal 2016
70  Sächsischer Landtag (2018): Drs. 6/11638 - Kleine Anfrage der Abgeordneten Juliane Nagel, Fraktion DIE LINKE, Thema: Abschiebungen aus Sachsen im 4. Quartal 2017
71  Sächsischer Landtag (2019): Drs. 6/16220 - Kleine Anfrage der Abgeordneten Juliane Nagel, Fraktion DIE LINKE, 
 Thema: Abschiebungen aus Sachsen im 4. Quartal 2018
72  Sächsischer Landtag (2019): Drs. 6/17343 - Kleine Anfrage der Abgeordneten Juliane Nagel, Fraktion DIE LINKE, Thema: Abschiebungen aus Sachsen im 1. Quartal 2019
73  Sächsischer Landtag (2019): Drs. 6/17344 - Kleine Anfrage der Abgeordneten Juliane Nagel, Fraktion DIE LINKE, 
 Thema: Versuchte Abschiebung einer Familie mit hochfiebrigem Kind
74  Sächsischer Flüchtlingsrat e.V. (2019): PM vom 15.05.19: Gescheiterte Abschiebung mit Streptokokkenanginga - wo das Kindeswohl endet, 
 URL: https://www.saechsischer-fluechtlingsrat.de/de/2019/05/15/pm-gescheiterte-abschiebung-mit-streptokokkenangina-wo-das-kindeswohl-endet6/
75  Sächsischer Landtag (2017): Drs. 6/8097 - Kleine Anfrage der Abgeordneten Juliane Nagel, Fraktion DIE LINKE, Thema: Abschiebung in besonderen Fällen
76  Sächsischer Landtag (2018): Drs. 6/11637 - Kleine Anfrage der Abgeordneten Juliane Nagel, Fraktion DIE LINKE, 
 Thema: Familientrennungen durch Abschiebungen 2017
77  Sächsischer Landtag (2019): Drs. 6/16219 - Kleine Anfrage der Abgeordneten Juliane Nagel, Fraktion DIE LINKE, 
 Thema: Familientrennungen durch Abschiebungen 4. Quartal 2018

6 Flucht & Asyl

6.1  Einhaltung der Grundrechte bei Abschiebungen und  
   Stopp der Familientrennungen, Fesselungen

Was soll

Der DSM fordert die Einhaltung von Grundrechten bei Abschie -
bungen. Konkret heißt das:
• Ein Stopp von Familientrennungen und Einhaltung des 

Schutzes des ungestörten Zusammenlebens der Familie 
(Artikel 6 GG)

• Keine Abschiebungen von Menschen mit Behinderungen
• Keine Abschiebungen von Menschen mit Erkrankungen
• Keine Abschiebungen von schwangeren Frauen
• Keine Fesselung von abzuschiebenden Menschen und eine 

ausdrückliches Verbot der Fesselung Minderjähriger

Was ist

Die Zahl der Abschiebungen (nach den §§ 58 Abs. 1 und Abs. 3 
AufenthG) in Sachsen hat sich seit 2016 wie folgt entwickelt:
2016: 3.377 Abschiebungen69 ; 2017: 2.267 Abschiebungen 70 ; 
2018: 2.003 Abschiebungen71  ;   1. Quartal 2019: 421 Ab -
bungen 72

 
Der Sächsische Flüchtlingsrat e.V. (SFR) dokumentiert Fa -
milientrennungen sowie Trennungen von Ehepaaren durch 
Abschiebungen, Abschiebungen von erkrankten Personen, 
schwangeren Frauen, der Fesselung von Minderjährigen sowie 
die Verletzung des Schutzes der Wohnung nach Art. 13 Grund-
gesetz. Weiterhin erhebt der SFR immer wieder den Vorwurf 
der Kindeswohlgefährdung, beispielsweise bei der versuch-
ten, schlussendlich aber nicht vollzogenen Abschiebung eines 
Kindes mit seiner Familie am 11. Februar 2019. Die achtjährige, 
hochfiebrige Tochter mit diagnostizierter Streptokokkenangina 
wurde mit der Familie zum Flughafen Frankfurt a.M. gefahren, 
dort brach die Bundespolizei73 74 ab . Solche Einzelfälle in dieser 
Dramatik gibt es viele.
Die Sächsische Flüchtlingsrat e.V. zählte folgende Grund-
rechtseingriffe:

Jahr Anzahl der Familientrennungen

2016 22 75

2017 8 76

2018 10 77

Der SFR bezeichnet die sächsische Abschiebepraxis regelmä-
ßig als brutal und wirft Innenministerium und Ausländerbe-
hörden ungerechtfertigte  Härte vor. Im Februar 2017 wurde 
bekannt, dass sächsische Ausländerbehörden Familientren-
nungen bewusst einplanen78.

schie
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6.2   Sichere menschenwürdige Unterbringung Geflüchteter und Identifizierung und  
     Versorgung besonders Schutzbedürftiger sicherstellen

Was ist

Nach einer langen Flucht werden Menschen zunächst in 
einer der neun Erstaufnahmeeinrichtungen des Freistaates un-
tergebracht. Diejenigen, die aus einem so deklarierten „sicheren
Herkunftsstaat“ kommen oder welchen keine „schlechte Blei -
beperspektive“ unterstellt wird, werden auf eine der 13 Kom-
munen verteilt. Die Unterbringungspolitik der sächsischen 
Landkreise und kreisfreien Städte variiert zwischen
• Zentraler Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften
• Dezentraler Unterbringung in Mietwohnungen. 79

Hausordnungen der sächsischen Erstaufnahmeeinrichtun
gen stehen im Konflikt mit dem Recht auf Unverletzlichkeit 
der Wohnung (Art. 13 GG) 
Zimmer beziehungsweise Wohneinheiten stehen gemäß 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs unter dem Schutz der 
Wohnung nach Art. 13 Gg.80 Das Grundrecht auf den Schutz der 
Wohnung wird jedoch bereits mit Blick auf die Hausordnung
für sächsische Erstaufnahmeeinrichtungen ausgehebelt. In ei
nem Offenen Brief an den Sächsischen Ausländerbeauftragten 
hat der Leipziger Initiativkrei: Menschen.Würdig dargelegt, 
in welchen Punkten die Hausordnung grundlegenden, men
schenrechtlichen Standards widerspricht82. Die Umsetzung 
dieser Hausordnung wiederum wirft noch dringlichere Fragen 
auf: Sanitärräume und Wohnungen, die nicht abschließbar 
sind, regelmäßige Durchsuchungen von Securities und Sozial
arbeiter*innen und der Alltag mit Uniformierten scheint in ei
nigen der Erstaufnahmeeinrichtungen Realität zu sein83.

Aufenthaltsdauer in Erstaufnahmeeinrichtungen
Die reguläre, maximale Aufenthaltsdauer in Erstaufnahme
einrichtungen lag bis kürzlich bei sechs Monaten. Diese Dauer 
wird mit Inkrafttreten des „Geordnete-Rückkehr-Gesetzes“ 
auf 18 Monate verlängert.
Unter Zustimmung des Landtags vom 11. Dezember 2018 no
vellierte Sachsen das Sächsische Flüchtlingsaufnahmegesetz. 
Neben der Anwendung einer gemeindescharfen Wohnsitzauf
lage und der Neustrukturierung des Finanzausgleichs zwischen 
Land und Kommunen wurde der §47 Abs. 1b AsylG in § 12 Abs. 
3 des Sächsischen Flüchtlingsaufnahmegesetz angewendet. Dies
bedeutet, dass sich die maximale Aufenthaltszeit für einige 
Geflüchtete auf bis zu 24 Monate verlängert. Das sind in der 
sächsischen Definition Menschen mit einer unterstellten, „ge
ringen Bleibeperspektive von 20 Prozent”84. Umfassende Kritik 
daran erfolgte durch den Sächsischen Flüchtlingsrat e.V.85, wei
tere NGOs, Wohlfahrtsverbände sowie die parlamentarische 
Opposition aus Bündnis 90/ Die Grünen und DIE LINKE.

Gewaltschutz nicht ausreichend
Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju
gend und UNICEF haben Mindeststandards zum Gewaltschutz 
in Sammelunterkünften aufgestellt86. Nach Analyse des Säch

-

81 

-

-

-
-

-

-

-

-

-

-

-

Was soll

Der DSM fordert
• die dezentrale Unterbringung von Geflüchteten: Der 

Freistaat Sachsen soll die zentrale Unterbringung von Ge -
flüchteten zugunsten von dezentralen Unterbringungs -
möglichkeiten aufgeben. Dies ist speziell für besonders 
Schutzbedürftige sicherzustellen. Anschließend ist eine 
entsprechende Unterbringung und Versorgung der beson -
ders Schutzbedürftigen zu gewährleisten.

• eine maximal dreimonatige Aufenthaltsdauer in den 
Erstaufnahmeeinrichtungen: Die 24-Monate-Regelung 
im Sächsischen Flüchtlingsaufnahmegesetz soll annul -
liert und die Aufenthaltsdauer per Erlass auf drei Monate 
beschränkt werden (abweichend von der Bundesgesetz -
gebung).

• den Schutz der räumlichen Privatsphäre vor allge -
meiner Zugänglichkeit (Art. 13 GG) in Erstaufnahme -
einrichtungen gesetzlich zu verankern: Die Hausordnung in 
Erstaufnahme-Einrichtungen muss grundlegenden men -
schenrechtlichen Standards entsprechen. In der Umset -
zung bedeutet dies etwa abschließbare Sanitärräume und 
Wohnungen, die Einstellung regelmäßiger Durchsuchun -
gen von Securities und Sozialarbeiter*innen und ein res -
pektvoller Umgang von Uniformierten mit Geflüchteten.

• die Verbesserung des Gewaltschutzkonzepts in säch -
sischen Sammelunterkünften in Zusammenarbeit mit 
den verschiedenen zivilgesellschaftlichen Vertretern: Die 
(Re-)Definition des Gewaltbegriffs entsprechend der Is -
tanbul-Konvention, die Aufnahme des Schutzauftrags bei 
Kindeswohlgefährdung sowie Verbindlichkeit des Ge -
waltschutzkonzeptes auch für die Gemeinschaftsunter -
künfte der Kommunen herzustellen.

• die Schaffung einer unabhängigen Beschwerdestelle  
nach dem Vorbild des Landes Nordrhein-Westfalen sowie 
uneingeschränkten Zugang zu den Erstaufnahmeein -
richtungen für Beratungs-NGOs.

sischen Flüchtlingsrats e.V. bleibt das vorliegende, sächsische 
Gewaltschutzkonzept87 hinter den Mindeststandards zurück. 
In einem Offenen Brief wandten sich Beratungsstellen für 
Betroffene von sexualisierter und rassistischer Gewalt, Men-
schenrechtsorganisationen, Wohlfahrtsverbände und kirch -
liche Träger an die Staatsministerin für Gleichstellung und 
Integration, das Staatsministerium des Inneren wie die Landes-
direktion und forderten eine Überarbeitung des Gewaltschutz -
konzeptes88. Die antwortende Landesdirektion sieht keinen Re -
formbedarf. Eine koordinierte Reaktion der unterzeichnenden 
Organisationen befindet sich derzeit in Abstimmung.

78  Sächsischer Flüchtlingsrat e.V. (2017): PM vom 14.03.17: Neue Eskalationsstufe bei Familientrennungen, URL: https://www.saechsischer-fluechtlingsrat.de/  
 de/2017/03/14/pm-neue-eskalationsstufe-bei-familientrennungen/
79  Siehe 3.1 in https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/2015/04/Laendervergleich_Unterbringung_2014-09-23_01.pdf, letzter Zugriff 19.08.2019.
80  BGH 10.08.2005 1 StR 140/05
81  Sächsischer Landtag (2019): Drs. 6/16060 - Kleine Anfrage der Abgeordneten Juliane Nagel, Fraktion DIE LINKE, Thema: Menschen- und grundrechtskonforme  
 Ausgestaltung von Hausordnungen für Asylunterkünfte [als Anlage die Hausordnung beigefügt]
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82  Initiativkreis: Menschen.Würdig (2019): Offener Brief an den Sächsischen Ausländerbeauftragten - Thema: Hausordnung für sächsische Erstaufnahmeeinrichtungen,  
 URL: https://www.menschen-wuerdig.org/wp-content/uploads/2019/04/Offener-Brief-an-den-S%C3%A4chsAB-IKMW.pdf 
83  Initiativkreis: Menschen.Würdig und Sächsischer Flüchtlingsrat e.V. (2019): PM vom 03. Mai 2019 - Privatsphäre Adé – Vom Albtraum, im Lager zu leben, URL: https:// 
 www.saechsischer-fluechtlingsrat.de/de/2019/05/03/pm-privatsphaere-ade-vom-albtraum-im-lager-zu-leben/
84  Die geringe Bleibeperspektive wird definiert als die Gesamtschutzquote des Bundesamt für Migration&Flüchtlinge für alle Geflüchteten derselben Staatsbürgerschaft.
85  Sächsischer Flüchtlingsrat (2018): Stellungnahme des Sächsischen Flüchtlingsrats e.V. zum Ersten Gesetz zur Änderung des Sächsischen Flüchtlingsaufnahme- 
 gesetzes, Drs. 6/ 13973,im Rahmen der Sachverständigenanhörung des Innenausschuss am 20. September 2018, 
 URL: https://www.saechsischer-fluechtlingsrat.de/wp-content/uploads/2018/09/Stellungnahme-SFR-eV-zu-%C3%84nderung-S%C3%A4chsFl%C3%BCAG.pdf
86  Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2018): Mindeststandards zum Schutz von geflüchteten Menschen in Flüchtlingsunterkünften, URL: https://www. 
 bmfs�.de/blob/117472/bc24218511eaa3327fda2f2e8890bb79/mindeststandards-zum-schutz-von-gefluechteten-menschen-in-fluechtlingsunterkuenften-data.pdf
87  Sächsisches Staatsministerium des Inneren (2016): Gewaltschutzkonzept für EAE im Freistaat Sachsen: Konzept zur Prävention von, Schutz vor und Hilfe bei Gewalt  
 gegen Frauen und Kinder sowie andere besonders schutzbedürftige Personen in Erstaufnahmeeinrichtungen des Freistaates Sachsen –Gewaltschutzkonzept –, URL:  
 https://www.asylinfo.sachsen.de/download/asyl/161202_Gewaltschutzkonzept.pdf
88  Sächsischer Flüchtlingsrat et. al. (2018): Offener Brief an Staatsministerium des Inneren, Staatsministerin für Gleichstellung und Integration, Landesdirektion (2018):   
 Forderung nach einer Reform des Gewaltschutzkonzeptes, URL: https://www.saechsischer-fluechtlingsrat.de/wp-content/uploads/2018/11/Offener-Brief-Gewalt- 
 schutzkonzept.pdf
89 Eine ausführlichere Erörterung der Zahlen erfolgt in Sächsischer Flüchtlingsrat (2019): Newsletter 05, URL: https://www.saechsischer-fluechtlingsrat.de 
 /de/2019/03/01/sfr-newsletter-05-2019/

6.3  Vollständige Transparenz in der Verwaltungs- und Entscheidungspraxis bei  
    Abschiebungen: Monitoring der Ausländerbehörden, quartalsweise Berichte und  
    Informationspflicht über aufenthaltsrechtliche Optionen 

Was ist

Die Erteilungsquote von Aufenthaltsrechten in Sachsen ist 
zwischen 2015 (97,5 %) und 2018 (84%) gesunken.

Sächsische Ausländerbehörden schieben unterschiedlich 
oft ab
Die Verwaltungspraxis sächsischer Ausländerbehörden (insge-
samt 13 Behörden aus den Landkreisen und kreisfreien Städ-
ten) unterscheidet sich stark. Einige scheinen die Bundesge-
setzgebung liberaler, andere sehr restriktiv auszulegen , die 
damit eine Ablehnungshaltung  gegen Geflüchtete 

 Besonders restriktiv ist der Erzgebirgskreis.
Die quantitativen Unterschiede in der Verwaltungspraxis der 
Ausländerbehörden lassen sich den Daten des Sächsischen 
Flüchtlingsrats entnehmen. Sie geben die Erteilungszahlen für 
Aufenthaltserlaubnisse nach den § 25 Abs. 5 (Abschiebung 
ist rechtlich oder tatsächlich unmöglich), 25a und 25b (Auf-
enthalt wegen nachhaltiger Integration) im Aufenthaltsgesetz 
wieder89.

Berichte über Willkür und Gängelung in sächsischen Aus-
länderbehörden
Es gibt kaum veröffentlichte Berichte von Geflüchteten und 
Migrant*innen über die Praxis in sächsischen Ausländerbe -
hörden. Ein Erfahrungsbericht, der Missstände aus Sicht der 
Antragsteller beschreibt, liegt dem DSM vor und spricht von 
„Gängelung und den Ängsten, die die dortige Praxis mit sich 
bringt”90. Weitere mündliche Rückmeldungen über rassistische 
Abwertungen im Antragsprozess liegen dem Dachverband vor.

Daten über Abschiebungen nicht öffentlich zugänglich und 
auf Anfrage nicht nachvollziehbar differenziert
Daten über Abschiebungen in Sachsen liegen lediglich über 
Anfragen der LINKEN an den sächsischen Landtag vor. 
Abschiebungen nach § 58 Abs. 3 AufenthG zählen laut Auf-
enthaltsgesetz als „überwachte Ausreise“. Ob das Sächsische 
Staatsministerium hier eine klare Trennung zwischen „freiwil -
ligen Ausreisen” und Abschiebungen zieht, ist nicht klar und 
konnte trotz mehrerer kleiner Anfragen nicht abschließend 
aufgelöst werden.
Kalkulierte Familientrennungen werden wider der Logik jedoch 

Was soll

Der DSM fordert die vollständige Transparenz in der Verwal -
tungs- und Entscheidungspraxis sächsischer Ausländerbehör -
den sowie in der Abschiebepraxis der Landesdirektion Sachsen.
Im Detail heißt das 
• ein  Monitoring der Ausländerbehörden durch ein landes -

weites, unabhängiges Gremium.
• die quartalsweise Erstellung und Veröffentlichung von 

Berichten über die Anzahl der Anträge auf und Entschei -
dungen über Aufenthaltserlaubnisse und Duldungen, 
jeweils aufgeschlüsselt nach Entscheidungen nach Asyl -
bewerberleistungsgesetz, insbesondere nach § 1a AsylbLG 
sowie Zahlen zu Abschiebungen und Inhaftierungen (jeg -
liche Kategorie aufgeschlüsselt auf ausländerrechtlich zu -
ständige Behörde, Familienstand und Familiengröße, Auf-
enthaltsdauer in Deutschland). Nicht nachvollziehbare 
kategorische Unterscheidungen wie der zwischen „spon-
tanen" und „kalkuliert vollzogenen Familientrennungen" 
sind zu unterlassen. Jegliche Grundrechtseinschränkung 
ist durch die Ausländerbehörden, die Zentrale Ausländer-
behörde sowie die Polizei zu dokumentieren und durch das 
Sächsische Staatsministerium des Inneren quartalsweise 
zu veröffentlichen. 

•  dass die sächsischen Ausländerbehörden ihrer Transparenz- 
und Informationspflicht über aufenthaltsrechtliche 
Optionen bspw. humanitäre Aufenthaltstitel, Au�lärung 
über Härtefallkommission, nachkommen.

nicht vom Innenministerium gezählt und werden in den Ant-
worten auf die kleinen Anfragen nicht gelistet, also geben die 
Daten lediglich die „spontan vollzogenen” Familientrennun-
gen wieder91.
Potentiell weitere Grundrechtseingriffe werden vom Staatsmi-
nisterium des Inneren nicht erfasst. Eine unabhängige, ihrem 
Charakter nach aber zwangsläufig mit einer Dunkelziffer da-
herkommende Dokumentation des SFR wird vom Verein be -
trieben, eine Veröffentlichung ist Ende 2018/ Anfang 2019 ge-
plant.

nah  e legen. 
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6.4  Transparenz und Beschwerdemöglichkeiten bei Durchführung von Abschiebungen bei 
    Wahrung der Grundrechte: Eine Abschiebungsbeobachtungsstelle und unabhängige 
    Beschwerdestelle

Was ist

Abschiebebeobachtung in anderen Bundesländern, jedoch 
nicht in Sachsen
Aktuell gibt es Abschiebbeobachtungsstellen an fünf deut -
schen Flughäfen: Berlin Tegel und Schönefeld, Düsseldorf, 
Frankfurt und Hamburg. Ziel der Beobachtungsstellen ist es,
„strukturelle Missstände zu identifizieren, zur Wahrung von 
Grund- und Menschenrechten beizutragen und den Vorgang 
und Vollzug von Rückführungen transparenter zu machen“. 92 
Abschiebungsbeobachter*innen begleiten ausgewählte Ab -
schiebungen ab dem Zeitpunkt des Eintreffens der abzuschie-
benden Person im Rückführungsbereich des Flughafens bis 
zum Abflug ins Zielland. Auf dieser Grundlage findet Austausch 
über den Vollzug von Flugabschiebungen im jeweiligen Flugha -
fenforum, einem Gremium aus Vertreter*innen von staatlichen 
Behörden, Kirchen und Nichtregierungsorganisationen, statt.

EU-Regelung für faire und transparente „Rückführungen“
Die EU-Rückführungsrichtlinie (2008/115/EG) besagt in Artikel 
8, Absatz 6: „Die Mitgliedstaaten schaffen ein wirksames Sys-
tem für die Überwachung von Rückführungen“. In den Begrün-
dungen für diese Richtlinie heißt es außerdem, dass die Ver-
fahren zur Rückführung EU-weit fair und transparent gestaltet 
sein müssen.

Die Sächsische Landesregierung sieht sich bisher nicht ver-
antwortlich
Die Landesregierung erklärte, dass sie weder zuständig noch 
verantwortlich sei, da es sich bei der Abschiebebeobachtung 
um Angelegenheiten der Bundespolizei oder der Träger der so-
zialen Dienste handele.

Was soll

Der DSM fordert die Umsetzung der EU-Rückführungsrichtli -
nie (2008/115/EG) und in diesem Sinne die Einrichtung einer 
Abschiebungsbeobachtungsstelle am Flughafen Leip -
zig-Halle.
Diese Stelle soll Verstöße gegen die Verhältnismäßigkeit der 
eingesetzten Mittel und der Verletzung humanitärer Ansprü -
che beobachten und transparent machen wie
• die Abschiebungen schwangerer Frauen und Familien -

trennungen
•  den Einsatz von Gewalt oder einer fixierenden Fesselung, 

welche in der Vergangenheit mehrfach zu Verletzungen 
bis hin zu Todesfällen geführt hat

•  dass den abgeschobenen Personen verweigert wird Me -
dikamente, persönliche Gegenstände und Gepäck mitzu -
nehmen

• ein Ingewahrsamnahmen, das die gesetzlichen Fristen 
überschreitet

• ein unverhältnismäßig langer Anfahrtsweg zum Flughafen
• die mangelnde Verpflegung im Zeitraum des Abschiebe-

prozesses.
 
Dafür soll, wie in anderen Bundesländern, eine Vereinbarung 
zwischen dem Freistaat Sachsen - Bau und Betrieb großer 
Flughäfen ist vorrangig Ländersache - und den zivilgesell -
schaftlichen Akteuren als Abschiebebeobachter geschlossen 
werden.

6.5  Keine weiteren Kürzungen der Sozialleistungen von geflüchteten Minderjährigen

Was ist

Die Bautzener Ausländerbehörde hat zum wiederholten Male 
Sozialleistungen von Kindern und Jugendlichen gekürzt. 
Die Landesdirektion Sachsen und Fachaufsicht der Behör -
de empfahl „bis auf weiteres keine Kürzungen bei Kindern zu 
verfügen. Leistungskürzungen hätten […] in der Folge dazu 
geführt, dass den Kindern der Zugang zum Bildungs- und Teil-
habepaket, und damit z.B. das Essen in der KiTA verwehrt wer-
de.“ Die Kürzung verstößt gegen einen Vergleich des Bundesso -
zialgerichts, der eindeutig die Praxis verwirft, dass Kindern das 
angebliche Fehlverhalten der Eltern finanziell zur Last gelegt 
wird. 93 94 

Was soll

Der DSM fordert den Stopp der Sozialleistungskürzungen bei 
Minderjährigen und allen weiteren besonders Schutzbedürfti -
gen und damit den gesetzlich geregelten Anspruch sicherzu-
stellen auf z.B.
•  Mittagsverpflegung an Schulen und Kindertagesstätten 

und Kindertagespflege 
•  Schüler*innenfahrtkosten
•  Eintägige Schulausflüge, Kitaausflüge, mehrtägige Klas -

senfahrten 
•  Persönlichen Schulbedarf 
• Lernförderung bzw. Nachhilfe
•  Leistungen zur Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben.
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90  Okasha, Mohammad (2019): Wie die Ausländerbehörde uns traumatisiert!, URL: https://moct.eu/language/de/wie-die-auslaenderbehoerde-uns- 
 traumatisiert/
91  Sächsischer Landtag (2017): Drs. 6/9541 - Kleine Anfrage der Abgeordneten Juliane Nagel, Fraktion DIE LINKE, Thema: Nachfrage zu Drs. 6/9123:  
 Abschiebungen in besonderen Fällen 1. Quartal 2017
92  CARITAS (2019). CARITAS Glossar A-Z : Abschiebeobachtung. https://www.caritas.de/glossare/abschiebebeobachtung
93  Sächsischer Flüchtlingsrat (2019): PM vom 06. Mai 2019 - Gekürzte Sozialleistung für Kinder – Bautzen überschreitet erneut Grenze,  
 URL: https://www.saechsischer-fluechtlingsrat.de/de/2019/07/10/pm-auslaenderbehoerde-bautzen-kuerzt-sich-die-welt-wie-es-ihr-gefaellt/
94  Sächsischer Flüchtlingsrat (2019): PM vom 10. Juli 2019 - Ausländerbehörde Bautzen kürzt sich die Welt, wie es ihr gefällt,  
 URL: https://www.saechsischer-fluechtlingsrat.de/de/2019/07/10/pm-auslaenderbehoerde-bautzen-kuerzt-sich-die-welt-wie-es-ihr-gefaellt/
95 https://www.bundesrat.de/DE/plenum/bundesrat-kompakt/18/966/966-pk.html;
 jsessionid=B4FEC0244E57D3B2F556414E8BB990A8.1_cid339?nn=4732016#top-39

6.6 Humanitäres Bleiberecht für Opfer rassistischer und rechtsextremer Gewalt

Was ist

Ohne eine gefestigte Aufenthaltssituation für die Opfer ras -
sistischer und rechtsextremer Gewalt wird auch die Durchfüh-
rung eines Strafverfahrens gegen die Täter erschwert, weil Op-
fer und/oder Zeugen eventuell bereits abgeschoben wurden.
Im Jahre 2018 forderten Thüringen, Berlin und Brandenburg im 
Bundesrat in einem gemeinsamen Entschließungsantrag ein 
humanitäres Bleiberecht für Opfer rassistischer und rechtsex-
tremer Gewalt..95 

Bleiberecht in anderen Bundesländern
In Bremen und Bremerhaven werden künftig die Ausländer -
behörden  frühzeitig über Ermittlungen in Fällen rechter Ge -
walt und rassistischer Straftaten informiert . Bei Betroffenen 
sollen sie vollumfänglichen Gebrauch  von den bestehenden 
Möglichkeiten der Erteilung von Aufenthaltserlaubnissen und 
Duldungen für die Opfer machen.
In Thüringen können ausländische Opfer rechter/rassistischer 
Gewalt, die ohne Aufenthaltsrecht sind,  per Duldung den Auf-
enthalt um sechs Monate verlängern

In Sachsen gibt es keine ähnlichen Regelungen. 

Was soll

Der DSM fordert, dass Sächsische Ausländerbehörden
• frühzeitig über Ermittlungen in Fällen rechter Gewalt 

und rassistischer Straftaten informiert werden und diese 
angewiesen werden, ihren bestehenden Ermessensspiel -
raum auszunutzen, um den Opfern eine Aufenthaltser-
laubnis oder Duldung zu erteilen

•  ihren Ermessensspielraum nutzen, um den Opfern eine 
Aufenthaltserlaubnis oder Duldung zu erteilen.

 
Weiterhin fordert der DSM die sächsische Landesregierung auf
•  sich gegenüber der Bundesregierung dafür einzusetzen, 

dass Opfer rechtsextremer oder rassistischer Gewalt 
mit den Opfern einer Straftat nach §§ 232 bis 233a StGB 
gleichzustellen sind. Diese haben nach dem geltenden 
Aufenthaltsgesetz Anspruch auf die Erteilung einer Auf -
enthaltserlaubnis. Zu den Straftaten der §§ 232 bis 233a 
StGB zählen Menschenhandel, Zwangsprostitution und 
Zwangsarbeit.
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6.7  Abschaffung der gemeindescharfen Wohnsitzauflage: Recht auf Freizügigkeit und  
   freie Wohnortwahl 

Was ist

Wohnsitzauflage des Bundes und gemeindescharfe Aufla-
gen in Sachsen
Die Wohnsitzauflage war 2016 auf Bundesebene erstmals be-
fristet eingeführt worden, um die Verteilung von hunderttau -
senden Geflüchteten zu steuern. Grundsätzlich sind die folgen-
den Gruppen von Menschen verpflichtet in dem Bundesland, 
in dem ihr Asylverfahren lief, drei Jahre lang ihren Wohnsitz zu 
haben:
• anerkannte Geflüchtete
• subsidiär Schutzberechtigte
• Personen mit einem Aufenthaltstitel wegen eines Abschie-

behindernisses oder auf der Grundlage eines Flüchtlings -
aufnahme-Programms 

 
Neben der Wohnsitzauflage für die aufgeführten Gruppen von 
Menschen mit erlaubtem Aufenthalt erhalten auch Menschen 
mit einer Aufenthaltsgestattung oder einer Duldung eine Wohn-
sitzauflage. Erklärtes Ziel der Auflagen ist Planungssicherheit für 
Kommunen – also eine steuerungspolitische Maßnahme ohne 
dass inklusionspolitische Aspekte in Betracht gezogen werden. 
Seit dem 1. April 2018 schreibt der Freistaat Sachsen anerkann-
ten Geflüchteten innerhalb des Bundeslandes einen Wohnsitz 
vor. Sie dürfen diesen Wohnsitz dann für bis zu drei Jahre nicht 
mehr nach Belieben wechseln. Zuwiderhandlungen werden als 
Ordnungswidrigkeit geahndet und Sozialleistungen entfallen.  

Laut Studien hemmen Wohnsitzauflagen die Teilhabe statt 
sie zu fördern 
Eine vom Bundesministerium des Innern beauftrage Studie96 

zeigt, dass die von Wohnsitzauflagen betroffenen (Spät-)Aus-
siedlerinnen und (Spät-)Aussiedler schlechter in den drei Integ-
rationsbereichen Sprache, Arbeitsmarkt und Wohnen abschnit-
ten, als die von der Regelung nicht betroffene Vergleichsgruppe.
 
Die Wohnsitzauflage steht dem  Gewaltschutz entgegen
Die RAA informiert, dass nach einem rassistischen Angriff 
oftmals der Wunsch nach einem Umzug in eine andere Stadt, 
meist anderes Bundesland, geäußert wird. Dies ist der ver-
ständliche Wunsch, sich  einer anhaltenden Bedrohung zu ent-
ziehen. Eine aktuelle Problembeschreibung des Paritätischen 
Gesamtverbandes kritisiert dazu: 
• „Die besondere Lebenssituation gewaltbetroffener und 

insbesondere allein erziehender geflüchteter Frauen wird 
durch die Wohnsitzregelung nicht hinreichend berücksich -
tigt, sie kann sogar integrationsschädigende Auswirkun-
gen auf sie haben.“

• „Die Härtefallregelung ist unzureichend. Der Antragspro-
zess zur Au�ebung von Wohnsitzauflagen führt in der Pra-
xis häufig zu Komplikationen und steht dem Gewaltschutz 
entgegen.

Was soll

Menschen haben  das Recht, dort zu wohnen und eine Arbeit 
zu suchen, wo sie Freunde oder Verwandte haben, und wo sie 
sich wohlfühlen. 
Die Freizügigkeit bei der Wohnortwahl soll für niemanden ein -
geschränkt sein. 
Die Europäischer Menschenrechtskonvention (Protokoll 4, 
Artikel 2, Absatz 1)99 sagt dazu: „Jede Person, die sich recht-
mäßig im Hoheitsgebiet eines Staates au�ält, hat das Recht, 
sich dort frei zu bewegen und ihren Wohnsitz frei zu wählen.“
Besonders Opfern rassistischer Gewalt muss das Recht garan-
tiert werden den Wohnort zu wechseln.

Daher fordert der DSM
• die Abschaffung der Wohnsitzauflage im Einklang mit 

den Positionen von DaMigra, dem Sächsischen Flücht-
lingsrat e.V. und einer Empfehlung der OECD. Wie bereits 
von PRO ASYL, dem Paritätischen Gesamtverband und dem
Deutschen Gewerkschaftsbund vertreten, steht das Steue -
rungsinstrument mit einem Urteil des Europäischen Ge -
richtshofs aus dem Jahre 2014 in Konflikt.

• speziell eine sofortige Abschaffung der Wohnsitzauflage 
nach rassistischer Gewalterfahrung am verordneten 
Wohnort.

96 
Haug, Sonja / Sauer, Lenore (2007) Zuwanderung und Integration von (Spät-)Aussiedlern Ermittlung und Bewertung der Auswirkungen des Wohnortzu- 

 weisungsgesetzes, Forschungsbericht 3, Forschungsstudie im Auftrag des Bundeministeriums des Innern; Nürnberg. http://www.bamf.de/SharedDocs/ 
 Anlagen/DE/Publikationen/Forschungsberichte/�03-wohnortzuweisungsgesetz.pdf?__blob=publicationFile 
97  Die Aussagen basieren auf Rückmeldungen von Beratungsstellen und Frauenhäusern der verbandlichen Gliederungen des Paritätischen Wohlfahrtsverban- 

des und wurden von Partnerorganisationen bestätigt. Der Paritätische Gesamtverband (2019). Aktuelle Problemanzeigen im Zusammenhang mit der Wohn- 
sitzregelung nach § 12a AufenthG und dem Schutz vor Gewalt (Stand: 05.07.2019). Berlin http://infothek.paritaet.org/pid/fachinfos.nsf/0/dbf72de7780bff- 
e6c125843f004a3193/$FILE/Problemanzeigen%20Gewaltschutz%20vs%20Wohnsitzregelung_DPVW.pdf

• Wohnsitzauflagen stellen erhebliche Aufnahmehürden für 
Frauenhäuser dar”97

Auch der Deutsche Juristinnenbund machte rechtliche Beden -
ken bezüglich der Wohnsitzauflagen öffentlich. Der eigentlich 
garantierte Gewaltschutz für Frauen wird durch die Wohnsitz -
auflage ganz erheblich behindert, wenn es um misshandelte 
Geflüchtete geht, die Hilfe brauchen. Frauen mit einer Wohn -
sitzauflage könnten von Frauenhäusern nicht aufgenommen 
werden, wenn diese Häuser außerhalb des Bezirks liegen. 98



6.8 Vereinfachung des Erwerbs eines unbefristeten Aufenthaltstitels für Ehegatt*innen von 
       Aussiedlern und Spätaussiedlern sowie Kontingentflüchtlingen

Was  ist

Die Rechtslage der sich nach 8BVFG im langjährigen Auf-§
enthalt im Bundesgebiet befindenden Personen, also Men-
schen, die als Ehepartner*innen von Personen mit deutscher 
Bürgerschaft oder Personen mit Niederlassungserlaubnis ge-
mäß 7 BVFG nach Deutschland gekommen sind, ist nach wie §
vor widersprüchlich und führt mit zunehmendem Alter der Be-
troffenen zu erheblichen Problemen.

Viele, die keinen gesicherten Lebensunterhalt durch eigenes 
Einkommen beweisen können und somit nur das befristete 
Aufenthaltsrecht haben, sind vom Staat gezwungen, nach 
dem Tod ihres Ehepartners bzw. ihrer Ehepartnerin in ihr 
Herkunftsland zurückzukehren.

Diese Menschen haben oft 10, 20 oder 30 Jahre in einer 
Familiengemeinschaft in Deutschland gelebt und haben hier 
ihren Lebensmittelpunkt. Sie haben in ihren Herkunftsländern 
also kaum mehr Anknüpfungspunkte und drohen dort 
physisch, psychisch und finanziell in eine prekäre Situation zu 
geraten.

Die befristete Aufenthaltserlaubnis erschwert die Integration 
in den deutschen Arbeitsmarkt. Viele Bewerbungen werden 
abgelehnt, weil der befristete Aufenthaltsstatus der poten-
tiellen Arbeitnehmer für den Arbeitgeber unklar oder zweifel-
haft ist.

Es geht dabei einerseits um geringer qualifizierte Menschen, 
die ihren Wohnsitz in Deutschland haben, hier über längere 
Zeit Teilzeit arbeiten bzw. gearbeitet haben oder vom Staat 
eine Umschulung erhalten haben, andererseits aber auch um 
hochqualifizierte Personen, deren Qualifikationen im Gastland 
nie anerkannt wurden. Zudem geht es auch um Ehepartnerin-
nen, die aufgrund der Erziehung ihrer Kinder oder der Pflege 
Angehöriger nie die Integration in den deutschen Arbeitsmarkt 
schaffen konnten.

Was  soll

1. Vereinfachung des Erwerbs eines unbefristeten Aufenthalts-

titels für:
•        Ehegattinnen und Ehegatten von Aussiedlern
•        Ehegattinnen und Ehegatten von Spätaussiedlern 
•        Ehegattinnen und Ehegatten von Kontingentflüchtlingen

2. schnellstmöglich Rahmenbedingungen schaffen, damit be-

treffende Personen in Deutschland bei ihren Familien bleiben 

können und vor einer Rückführung in ihr Herkunftsland 

verschont bleiben.

3. Trotz der mangelnden Sicherung des Lebensunterhaltes durch 

eigenes Einkommen Ehepartnern und Ehepartnerinnen mit 

befristetem Aufenthaltsstatus, die über 10 Jahre verheiratet 

sind, das Recht auf die unbefristete Niederlassungserlaubnis 

gewähren.

4. Artikel 6 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deut-

schland auch bei Ehegattinnen und Ehegatten von Aussiedlern 

sowie Spätaussiedlern berücksichtigen. Art. 6, Absatz 1 GG 

spricht der Familie besonderen Schutz zu, ebenso betont Art 6, 

Absatz 4 GG den besonderen Anspruch einer Mutter auf den 

Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft. Dies sollte auch 

Bestand haben nach dem Ableben der Person mit der unbe-

fristeten Aufenthaltsbewilligung.

5. Sowohl Arbeitgebern wie auch Arbeitnehmern zu mehr 

Rechtssicherheit in  Anstellungsverhältnissen  verhelfen.

6. Betroffene Personen, insbesondere im Falle von schon 

vorhandenen physischen oder psychischen Beeinträchtigungen 

vor zusätzlicher mentaler Belastung durch einen Umzug 

schützen.
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98  Deutscher Juristinnenbund (2019). Stellungnahme zum Referentenentwurf des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat zum Entwurf eines  
 Gesetzes zur Entfristung des Integrationsgesetzes https://www.djb.de/verein/Kom-u-AS/K4/st19-05/
99  Absatz 3: Die Ausübung dieser Rechte darf nur Einschränkungen unterworfen werden, die gesetzlich vorgesehen und in einer demokratischen Gesellschaft  
 notwendig sind für die nationale oder öffentliche Sicherheit, zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung, zur Verhütung von Straftaten, zum Schutz der  
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102  https://amt24.sachsen.de/lebenslage/-/sbw/Einheitlicher+Ansprechpartner+EA-5000182-lebenslage-0

7   Ausbildung, Qualifizierung und Beschäftigung

7.1   Fachliche und räumliche Bündelung von Migrations- und Arbeitsmarktberatung durch  
   einheitliche Ansprechpartner sowie Aufstockung besonders im ländlichen Raum

Was ist

Das ZIK II setzt als Handlungsfeld in der Aus- und Wei-
terbildung/Arbeit die Aufgabe: „Menschen mit Migra-
tionshintergrund bedarfs- und zielgruppenorientierte 
Unterstützungsangebote zur Verfügung stellen, z.B. über 
Arbeitsmarktmentorenprogramme“.
Um sich entsprechend ihrer Fähigkeiten und Fertigkeiten 
aus den Herkunftsländern mittelfristig auf dem sächsischen 
Arbeitsmarkt einzufinden ist eine mehrsprachige Migrations-
beratung  enorm wichtig. Für Neuankommende müssen 
die komplexen juristischen Zugangsvoraussetzungen zum 
Arbeitsmarkt, beruflicher Qualifizierung, aber auch allge-
meinbildenden Schulen verständlich gemacht werden. 2016 
standen der Migrationsberatung dafür durch einen Nach-
tragshaushalt 8 Millionen Euro mehr als im Vorjahr zur Ver-
fügung. 

Gute Qualifizierung der Berater ist notwendig
Dabei ist die Komplexität der Beratung  hoch. Berater*innen 
benötigen unter anderem Wissen über Asylrecht, Ausländer-
recht, Staatsangehörigkeitsrecht, Freizügigkeitsrecht, Sozia-
le Leistungen (SGB, Elterngeld, Kindergeld, …) und Berufs-
anerkennung, Pflichtversicherung und Wohnsitzauflagen.

Die Beratungsstellen können oft den Bedarf nicht decken
Mit einer sechsköpfigen Familie, bestehend aus vier Kindern, 
einem Vater und einer schwangeren Mutter, ergeben sich bei-
spielsweise 32 Themengebiete, über die gesprochen werden 
muss und deren Bearbeitung zeitintensiv ist. Häufig können 
Beratungsstellen den Bedarf an Beratung nicht decken. Zur 
Caritas-Migrationsberatung  kamen 2015 insgesamt 369 
Menschen, im ersten Halbjahr 2016 waren es 465 – bei einer 
Personalstelle.100 Die Zahl der zu Beratenden ist in den letzten 
Jahren weiter gestiegen.

„Beratungsdschungel”

Was soll

Der DSM fordert:
• eine Abstimmung zwischen Fördermittelgebern auf 

Bundes-, Landes- und Kommunalebene, um Angebote der 
Arbeitsmarktintegration von Zugewanderten mit ähnli -
chen Inhalten und Zielgruppen zu bündeln

• One-Stop-Anlaufstellen und einheitlichen Ansprech -
partner (EA) für Zugewanderte, statt kleinteiliger Ver-
weisberatung. Dieser EA soll bei allen Verwaltungs -
verfahren begleiten, über Formalitäten kostenlos und 
mehrsprachig informieren, entsprechende Formulare zur 
Verfügung stellen und sich im Auftrag der zugewanderten 
Klienten um die weitere Kommunikation mit allen betei -
ligten Behörden kümmern (Pendant ist der EA bei Exis-
tenzgründung)102. 

• eine räumliche Bündelung von Beratungsangeboten im 
Quartier durch Kooperation der verschiedenen Träger in 
den sächsischen Großstädten. Als eine positive Entwick -
lung ist die Gründung des Fachinformationszentrum Zu -
wanderung Leipzig als Kooperation von Arbeitsagentur, 
Jobcenter und dem IQ Netzwerk mit einem Service für 
Unternehmen, die Zugewanderte beschäftigen wollen, zu
nennen.

• den Au�au eines mobilen Beratungsangebotes mit ein -
heitlichen Ansprechpartnern im ländlichen Raum

•  eine weitere Aufstockung der Mittel für Migrations- 
und Arbeitsmarktberatung, um den Bedarf zu decken 
und kurze Bearbeitungszeiten zu gewährleisten sowie
kostenlose Qualifizierungsangebote für die Berater*in -
nen

Beratung außerhalb der Großstädte/im ländlicher Raum
Es gibt zirka 30 MBEs in Sachsen, davon 11 in Chemnitz, Dres-
den und Leipzig. Von den zirka 21 JMDs bieten 17 ihren Service 
außerhalb der drei sächsischen Großstädte an.101
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Des Weiteren gibt es spezifische Angebote zur Arbeitsmarkt-
beratung, Anerkennungsberatung und zum Bewerbungcoa-
ching. Die Beratungslandschaft wird zwar vielfaltiger, somit 
jedoch auch kleinteilig und unübersichtlich, mit mitunter de-
ckungs gleichen Zielgruppen und Aufgaben.

Es ist erfreulich, dass viele neue Beratungsangebote zur Arbeits-
marktintegration von Zugewanderten seit 2015 entstanden 
sind. Beratungsangebote sind je nach Schwerpunkt von 
Kommunen, Land, oder Bund großteils projektgebunden fi-
nanziert. So bietet die Migrationsberatung für Erwachsene ab 
27 Jahren (MBE, Bund) Unterstützungsangebote bezüglich 
Deutsch lernen, Bildung und Ausbildung, Arbeit und Beruf 
sowie Sozialleistungen und unter Umständen auch bei den 
Themen Wohnen und Gesundheit. Die Jugendmigrationsdien-
ste (JMDs) unterstützen junge Menschen im Alter von 12 bis 27 
Jahren.



7.2  Würdigung und vereinfachte Anerkennung ausländischer Abschlüsse sowie non-formal  
   erworbener Kompetenzen (Arbeitserfahrung)

Was ist

Die Anerkennung ausländischer Abschlüsse ist durch eine hohe 
Komplexität der Gesetzeslage, zuständige Stellen und bürokra-
tisches Prozedere für Antragsteller*innen gekennzeichnet.
Das „Gesetz zur Verbesserung der Feststellung und Anerken-
nung im Ausland erworbener Berufsqualifikationen“, kurz Be -
rufsfeststellungsgesetz (Bund BQFG) ist seit 1. April 2012 bis 
Januar 2020 die wichtigste Grundlage für die Anerkennung aus -
ländischer Berufsabschlüsse in Deutschland. Es gilt für bundes-
rechtlich geregelte Berufe: Ärzt*in, Apotheker*in, Krankenpfle-
ger*in, Rechtsanwält*in sowie duale Ausbildungsberufe. Das 
BQFG verpflichtet zu Anerkennungsbescheiden innerhalb von 
3 Monaten. Das Sächsische Berufsfeststellungsgesetz (Sächs. 
BQFG) bestimmt hingegen die Anerkennung landesrechtlich 
geregelter Berufe zum Beispiel Lehrer*in, Erzieher*in und Inge-
nieur*in.

Sinkender Anteil von Anerkennungen und mehr verordnete 
Ausgleichsmaßnahmen 
„Im Jahr 2016 wurden in Sachsen insgesamt 1330 Anerken-
nungsverfahren nach dem Berufsqualifikationsfeststellungs -
gesetzen (BQFG, SächsBQFG) abgeschlossen. Das waren 272 
Verfahren mehr als im Vorjahr. 768 im Ausland erworbene 
Abschlüsse wurden als vollständig gleichwertig zu einer in 
Deutschland erworbenen Qualifikation anerkannt (2015: 832 
Verfahren). Damit ging der Anteil der Entscheidungen einer vol-
len Gleichwertigkeit von 79 Prozent im Jahr 2015 auf 58 Prozent 
zurück. Gleichzeitig stieg die Anzahl der Verfahren, die positiv 
mit Auflage einer Ausgleichsmaßnahme beschieden wurden, 
von 202 auf 495.“

Angebot an Ausgleichsmaßnahmen zur Anerkennung
deckt den Bedarf nicht und ist mit hohen Kosten verbunden
Wenn eine Gleichwertigkeitsprüfung wesentliche Unterschie -
de feststellt, sollen Ausgleichsmaßnahmen/Anpassungslehr -
gänge angeboten werden, um die Gleichwertigkeit zu erlangen. 
Diese Anpassungskurse sind z.B. für Gesundheitsberufe oft 
nicht vorhanden und eine Beraterin konstatiert: „Eine neue Aus-
bildung geht mitunter schneller.” Beratungsstellen und deren 
Klientel beklagen die Dauer des Anerkennungsverfahrens  
und die mangelnde personelle Ausstattung der Anerken -
nungsstellen. An der Anerkennung von Lehrer*innen im Frei -
staat Sachsen arbeiten  2 Sachbearbeiter*innen trotz aktuellen 
Lehrermangels. Im besten Fall vergehen 7 Monate zwischen 
Antragsstellung und Anerkennungsbescheid. Im Jahre 2016 
wurden insgesamt 1497 Anträge auf Anerkennung einer aus -
ländischen Berufsqualifikation gestellt. Bei 11%  der An

 gab es bis Ende desselben Jahres noch keine Entscheidung.”103

 

Unnötige, erschwerende Voraussetzungen für Anerken -
nungsverfahren
Für den Beginn eines Anerkennungsverfahrens werden teil -
weise Einstellungszusagengefordert, z.B. für Ärzt*innen. Auch 
Sprachkenntnisse müssen teilweise bereits für den Beginn eines 
Anerkennungsverfahrens nachgewiesen werden.
 
Ohne deutschen Referenzberuf – kein Anerkennungs-
verfahren
Anerkennungsverfahren sind kaum möglich wenn sich nach 
deutschem Berufsrecht kein „Referenzberuf“ finden lässt. Bei-
spiel Herrenfriseur: „Da die hiesige Ausbildung zur Friseur*in 
Damen- und Herrenhaarschnitte umfasst, können bspw.‚ „aus-
ländisch“ Qualifizierte, wenn sie in ihrem Ausbildungsstaat ent-
weder nur Dame  oder nur Herr gelernt haben, deshalb nicht als 
Friseur*innen anerkannt werden.“ (S.20) 104 

Kein etabliertes System zur Anerkennung von (in Deutsch-
land oder im Ausland) non-formal erworbenen Kompeten -
zen
Im Rahmen einer Tätigkeit erwirbt man eine Vielzahl von Kom-
petenzen. „Allerdings sind diese zumeist wenig transparent und 
kommunizierbar und damit auch nicht am Arbeitsmarkt nutz-
bar. Der Europäische Rat hat dies erkannt und fordert seine Mit-
gliedsstaaten daher auf, bis 2018 ein Anerkennungssystem zu 
schaffen, so dass einzelne Personen ihre informell und non-for-
mal erworbenen Kompetenzen zertifizieren lassen können, um 
diese für ihre berufliche Lau�ahn zu nutzen.“ Instrumente in
Deutschland sind die Externenprüfung oder der ProfilPASS.
„Drei von vier [Berufsbildungs]Expertinnen und Experten sind 
der Meinung, dass informelles und nonformales Lernen in 
Deutschland mehr gewürdigt werden muss und 70% sprechen 
sich für ein deutschlandweit einheitliches Anerkennungssys -
tem aus. (S. 3)“ 105

103  Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen (2017). Mehr Auflagen zu Ausgleichsmaßnahmen bei der Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen  
 https://www.statistik.sachsen.de/download/200_MI-2017/MI-107-2017.pdf
104  Ilka Sommer (2014). Ist das Anerkennungsgesetz ein Verkennungsgesetz? Der umkämpfte Wert ausländischer Berufsqualifikationen in Deutschland 
105 Bundesinstitut für Berufsbildung (2015). Anerkennung informellen und non-formalen Lernens in Deutschland.
 https://www.bibb.de/dokumente/pdf/a24_Expertenmonitor_Anerkennung_informellen_Lernens_April_2016.pdf
106 Heimat für Fachkräfte - Fachkräftestrategie 2030 für den Freistaat Sachsen
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Was soll

Im bestehenden System fordert der DSM
• die Verkürzung der Anerkennungszeit auf die gesetz -

liche Vorgabe von 3 Monaten und die Aufstockung der 
Personalstellen in Anerkennungsstellen. Die Fachkräfte-
strategie 2030 für den Freistaat Sachsen setzt sich u.a. 
zum Ziel, dass „Arbeitgeber […] die Chancen von Zuwan-
derung gezielt und ohne unnötige Hürden zur Sicherung 
ihres Fachkräftebedarfs nutzen [können…]“ und speziell
„die Prozesse der Anerkennung ausländischer Berufsab-
schlüsse und Qualifikationen […] schnell und pragma-
tisch umgesetzt werden“. 106

• dass Gebühren für das Anerkennungsverfahren ge -
senkt werden.

Generell und mittelfristig braucht es
• „[…] mehr kritische Reflexion darüber, was dagegen 

spricht, die Erfahrungen, Fähigkeiten und Kenntnisse al-
ler Menschen auch dann ‚gleichwertig‘ zu schätzen, wenn 
sie nicht ‚identisch‘ sind. Statt strukturelle Ähnlichkeiten 
zwischen Ausbildungen zur Voraussetzung zu machen, 
muss gerade die Anerkennung von Verschiedenem in 
Form einer Anpassung des Systems an den Menschen 
gelingen.“ (S.31) Wie das IAB-Forschungsinstitut der 
Bundesagentur für Arbeit hält der DSM grundlegendere 
Reformen für notwendig, „etwa der Rückgriff auf Teilan -
erkennungen oder die größere Akzeptanz landesübli -
cher Zertifikate.“ (S.21) 108

 
Der DSM fordert des Weiteren 
• die Umsetzung der Empfehlung des Europäischen Rats 

zum Au�au eines Systems zur Anerkennung von in 
Deutschland oder im Ausland informal und non-formal 
erworbener Kompetenzen.

7.2  Würdigung und vereinfachte Anerkennung ausländischer Abschlüsse sowie non-formal  
   erworbener Kompetenz (Arbeitserfahrung)

107 Ilka Sommer (2014). Ist das Anerkennungsgesetz ein Verkennungsgesetz? Der umkämpfte Wert ausländischer Berufsqualifikationen in Deutschland https:// 
 www.boell.de/sites/default/files/e-paper_anerkennungsgesetz.pdf
108 Herbert Brücker, Philipp Jaschke, Sekou Keita, Regina Konle-Seidl (2019). IAB-STELLUNGNAHME - Fachkräfteeinwanderung aus Drittstaaten:  
 Zum Referentenentwurf des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat. Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung http://doku.iab.de/ 
 stellungnahme/2019/sn0419.pdf „Das grundsätzliche Problem, dass das berufliche System Deutschlands nur schwer mit dem System anderer Länder  
 vergleichbar ist, und die Anerkennung von Abschlüssen deshalb für große Gruppen qualifizierter Fachkräfte aus dem Ausland eine schwer zu überwindende  
 Hürde darstellt, dürfte aber erhalten bleiben. Um dies zu überwinden, wären grundlegendere Reformen notwendig gewesen, etwa der Rückgriff auf  
 Teilanerkennungen oder die größere Akzeptanz landesüblicher Zertifikate.“
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Ein Ausblick

Erstmals wurden in einem partizipativen Prozess die Erfahrun-
gen und die Expertise aus dem Feld der migrantischen Selbst-
organisationen und Initiativen zusammengebracht. Über ein 
breites Spektrum an Themen wurde der politische Ist-Zustand 
zusammengetragen und erste Forderungen zur Veränderung 
formuliert. Der als Ergebnis nun vorliegende politische Forde -
rungskatalog des Dachverbands sächsischer Migrantenorgani -
sationen e.V. ist ein erster Schritt. An dieser Stelle werden wir 
nicht stehenbleiben. Wir werden weiter daran arbeiten, Mig-
rantenselbstorganisationen zu ermutigen, sich zu ihrer Situ-
ation in der sächsischen Gesellschaft zu äußern. Gemeinsam 
mit unseren Kooperationspartner*innen werden wir intensiv 
zusammenarbeiten, um produktive Synergien von Erfahrungen 
und Expertise weiter zu entwickeln.

Denn es sind noch lange nicht alle Themen bearbeitet, noch 
lange nicht alle Forderungen formuliert. Wir werden in 2020 
weitere Werkstattgespräche organisieren, um so eine stetige 
Bearbeitung sowie Neuschaffung von Themenfeldern zu ga-
rantieren. So haben sich schon viele Menschen bereit erklärt, 
in Zukunft in den Themenbereichen Religionsfreiheit und Ak-
zeptanz religiöser Vielfalt, politischer Teilhabe sowie vielfalts -
bewusster Öffnung und Diversity-Prozessen mitzuarbeiten und
neue Impulse zu setzen. Weiterhin ist auch das Ziel, eine Ver-
netzung der Aktiven untereinander zu ermöglichen und gerne 
noch mehr Menschen zur Teilnahme zu ermutigen. Wir werden 
unsere Mitgliedschaft im Dachverband der Migrantenorganisa -

tionen in Ostdeutschland nutzen, damit wir auch Forderungen 
der in Sachsen lebenden Migrant*innen an die Bundespolitik 
artikulieren können. Beispielsweise muss das Thema der An -
erkennung von Lebensleistungen dringend thematisiert wer -
den. Die Altersarmut von Russlanddeutschen oder jüdischen 
Kontingentflüchtlingen ist ein gravierendes Beispiel für den 
Handlungsbedarf, denn die derzeitigen Regelungen werden in 
keiner Weise der Lebensarbeitsleistung und dem Schicksal der 
Betroffenen gerecht.

Der Freistaat Sachsen wird sich in vielen Bereichen durch unsere 
Forderungen zum Handeln herausgefordert sehen. Wir wollen 
dabei unterstützen wo wir können. Dieser Katalog ist ein Ge -
sprächsangebot, ein Beitrag für ein zukunftsfähiges Sachsen. 
Denn Sachsen ist eine Migrationsgesellschaft und wird es blei -
ben. Die Herausforderung besteht darin, eine Politik zu machen, 
die alle Menschen mitnimmt und ihnen eine Teilhabe an der Ge -
sellschaft ermöglicht. In der sich schließenden Legislaturperio -
de wurden einige richtige Schritte getan. So ist die Schaffung 
eines Sächsischen Staatsministeriums für Gleichstellung und 
Integration und die damit verbundene Förderung von integ -
rativen Maßnahmen sehr zu begrüßen und zu erhalten. Doch 
dürfen diese, wie auch unser Forderungskatalog, nur als erste 
Schritte verstanden werden. Wir sind bereit, nach der Landtags-
wahl am 01. September 2019 mit dem neu gewählten Landtag 
die nächsten Schritte zu gehen. Geleitet von unserem Motto:
Nicht Nebeneinander, sondern Miteinander. 

7.3  Informationen über staatliche Zuschüsse an Unternehmen, die Geflüchtete und  
   Migrant*innen beschäftigen oder ausbilden (wollen)

Was ist

Die Agentur für Arbeit verfügt über eine Reihe von Fördermög-
lichkeiten, die grundsätzlich für jedermann offen stehen, die 
aber auch für die Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten 
in Anspruch genommen werden können: Eingliederungszu-
schuss, Einstiegsqualifizierung, Assistierte Ausbildung109 oder 
eine Bildungsprämie.

Das Bundesprogramm „Weiterbildung Geringqualifizierter und 
Beschäftigter älterer Arbeitnehmer in Unternehmen“ (WeGe-
bAu) wurde mit dem Qualifizierungschancengesetz110 Ende 
2018 auf alle Arbeitnehmer ausgeweitet.
Die Werkstattgespräche ergaben, dass diese Förderwerkzeuge 
kaum bis gar nicht für Neuzugewanderte genutzt werden. Die 
Arbeitgeber*innen, die Neuzugewanderte aus nicht-europäi-
schen Ländern einstellen wollten, wurden von ihrer jeweiligen 
Agentur für Arbeit nicht über diese Möglichkeit informiert und 
sie bemängelten strukturelle Schwierigkeiten :
• Ansprechpartner*innen in den Arbeitsagenturen sind 

schwer zu finden.
•  Es ergaben sich lange Prozesse zwischen Arbeitsagentur

und Ausländerbehörde, die letztendlich nicht zur Anstel-
lung oder beruflichen Ausbildung führten.

Was soll

Der DSM fordert, dass die Arbeitsagenturen Unternehmen An-
sprechpartner*innen zur Verfügung stellen, die diese darüber in -

formieren, welche bestehenden Fördermöglichkeiten für die Be-
schäftigung von Zugewanderten genutzt werden können und
über Arbeitsmarktzugänge und Fachkräftestrategien geschult 
sind.

109 Bundesagentur für Arbeit. Förderungen für Unternehmen, die Flüchtlinge einstellen 
 https://faktor-a.arbeitsagentur.de/mitarbeiter-finden/foerderungen-fuer-unternehmen-die-fluechtlinge-einstellen/
110  Überblick über Fördermaßnahme für Arbeitgeber*innen und Arbeitnehmer*innen: 
 https://www.impulse.de/recht-steuern/rechtsratgeber/qualifizierungschancengesetz/7315324.html
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